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UMWELTBERICHT 

Der vorliegende Umweltbericht (§ 2 a BauGB) beschreibt und bewertet die Umweltwirkungen, 
damit eine sachgerechte Abwägung der Planung erfolgen kann. Die Abwägung der einzelnen 

umweltrelevanten Sachverhalte erfolgt regelmäßig nicht im Umweltbericht, sondern nur in 
der Begründung zur Planung. 

Der nachfolgende Umweltbericht gilt sowohl für die 34. Änderung des Flächennutzungsplans 

als auch für den Bebauungsplan Nr. 02.42 „Erweiterung Gewerbegebiet Bunde-West“, 
Ortschaft Bunde. 

 Einleitung 

(§ 2 Abs. 4 BauGB, Anlage 1 – Nr. 1) 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen ist eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die 
voraussichtlich erheblichen Umweltwirkungen der Planung ermittelt werden (§ 2 Abs. 4 
BauGB). 

1.1 Kurzdarstellung des Inhalts / der Ziele des Bauleitplans / der Vorhaben 
BauGB, Anlage 1 – Nr. 1 a 

Die Gemeinde Bunde plant, den Gewerbestandort Bunde-West weiterzuentwickeln und hierzu 
Flächen südlich des heutigen Gebiets zu erschließen. Die Flächen des Bestandsgebiets sind 

weitgehend in baulicher Nutzung oder werden von den dort ansässigen Firmen als 

Ziele 
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Baulandreserven vorgehalten. Um weiterhin eine aktive gewerbliche Flächenpolitik betreiben 
zu können, ist eine Erweiterung dieses Standortes notwendig. 

Hierzu ist vorgesehen, südlich an die heutige Bebauung anschließend ein Gebiet von etwa 4 
ha erstmalig für bauliche Nutzungen zu erschließen. Heute wird die Fläche landwirtschaftlich 

genutzt und ist im Flächennutzungsplan ebenfalls als landwirtschaftliche Fläche dargestellt. 
Mit der 34. Änderung des Flächennutzungsplans soll stattdessen eine Darstellung als 

gewerbliche Baufläche erfolgen. Der Bebauungsplan Nr. 02.42 „Erweiterung Gewerbegebiet 
Bunde-West“ weist Gewerbegebiete aus und trifft zudem Festsetzungen zur Erschließung, zur 

Grünordnung und zur Wasserwirtschaft. 

Das Plangebiet liegt westlich der Ortschaft Bunde im Bereich Bunderneuland. Im Norden 
reicht es bis an das bestehende Gewerbegebiet Bunde-West heran, im Westen begrenzt die A 

280 das Areal. 

Der Änderungsbereich des Flächennutzungsplans und der Geltungsbereich des 

Bebauungsplans sind leicht unterschiedlich. 

Der Änderungsbereich umfasst eine Fläche von rd. 42.230 m² und endet an der Grenze des 
nördlichen Bestandsgebiets. Es wird ausschließlich die Erweiterungsfläche umfasst, 
innerhalb der die bisherige Darstellung von landwirtschaftlicher Fläche in gewerbliche 

Baufläche geändert werden soll. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist mit 43.830 m² leicht größer. Zusätzlich umfasst 

dieser eine Zufahrt, die innerhalb des Bestandsgebiets gelegen ist. Da diese bisher zwar als 
Zufahrtsbereich freigehalten wurden, aber als Gewerbegebiet (GE) festgesetzt ist, ist eine 

Teilüberplanung erforderlich. Ebenfalls wird im Nordwesten ein 6 m breiter Streifen des 

benachbarten Bebauungsplans überplant, um einen Anschluss zwischen den Baugebieten 

herzustellen. 

Abb. 1 Abgrenzung des Änderungs- und des Geltungsbereichs 

 
© GeoBasis-DE/LGLN (2024), CC-BY 4.0, Daten geändert 

Das Plangebiet stellt sich überwiegend als Ackerfläche dar. Randlich, nach Norden und Osten, 

ist das Areal von Gräben begrenzt. Am westlichen Rand weist ein kleiner Teil der Fläche nach 

ausbleibender Bewirtschaftung Ansätze einer naturnahen Entwicklung auf. 

Die Umgebung des Plangebiets ist geprägt vom Bestandsgewerbegebiet im Norden und der 
Autobahn im Westen. Nach Süden und Osten setzen sich die Ackerflächen weiter fort. 

Standort / 

Größe 

Bestand 
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Abb. 2 Nutzungen im und um das Plangebiet 

 
© GeoBasis-DE/LGLN (2024), CC-BY 4.0, Daten geändert 

Mit der 34. Änderung des Flächennutzungsplans wird eine gewerbliche Baufläche dargestellt. 

Im Bebauungsplan werden Gewerbegebiete, öffentliche und private Grünflächen und 

Verkehrsflächen festgesetzt. 

1.2 Darstellung der in Fachgesetzen / Fachplänen festgelegten Ziele 
(BauGB, Anlage 1 – Nr. 1 b) 

Der Gesetzgeber fordert mit dem BauGB und den einschlägigen Fachgesetzen und 
Fachplanungen zu einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung (§ 1 Abs. 5 BauGB) sowie 

zu einem sparsamen und umweltschonenden Umgang mit Grund und Boden (§ 1a Abs. 2 
BauGB) und den sonstigen Schutzgütern auf. Insbesondere sind die Möglichkeiten zur 

Wiedernutzbarmachung von Flächen, zur Nachverdichtung und zur Innenentwicklung (§ 1a 

Abs. 2 BauGB) zu nutzen. Sind in Folge einer Planung Eingriffe in Natur und Landschaft zu 

erwarten, sind die Vorgaben der Eingriffsregelung (§ 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 18 BNatSchG) 
zu beachten. Mögliche erhebliche Eingriffe infolge der Planung sind darzulegen, zu vermeiden, 

zu minimieren und/oder bei Bedarf an anderer Stelle wieder auszugleichen. Bei der Planung 

werden insbesondere folgende Fachgesetze berücksichtigt: 

Abb. 3 Für die Planung relevante Gesetze (in der jeweils gültigen Fassung) 

Gesetz Umweltziele  Berücksichtigung in der vorliegenden 

Planung 

BauGB  Förderung einer nachhaltigen städte-

baulichen Entwicklung 

(§ 1 Abs. 5 BauGB) 

 Sparsamer und umweltschonender 

Umgang mit Grund und Boden und 

den sonstigen Schutzgütern auf 

(§ 1a Abs. 2 BauGB) 

 Weiterentwicklung des gemeindlichen 

Gewerbestandorts an einem 

vorbelasteten Standort 

 Begrenzung der Größe des 

Plangebiets auf den notwendigen 

Umfang 

Planung 

Fachgesetze 
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 Keine Überplanung von hochwertigen 

Strukturen, Gehölzen usw. – intensive 

Ackernutzung; weitgehender Erhalt 

von Gräben 

BNatSchG / 

NNatG 

 Schutz der biologischen Vielfalt 

(§ 1 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 

 Schutz der Leistungs- und Funktions-

fähigkeit des Naturhaushaltes 

(§ 1 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

 Schutz der Vielfalt, Eigenart und 

Schönheit von Natur und Landschaft, 

Schutz des Erholungswertes 

(§ 1 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 

 Aufgrund von Vorbelastungen 

(intensive Ackernutzung, Autobahn- 

und Gewerbenähe) wird eine wenig 

empfindliche Fläche in Anspruch 

genommen und Auswirkungen damit 

abgemindert 

 Das Areal weist keine gesteigerte 

Bedeutung für das Landschaftsbild auf 

BBodSchG  Sicherung der Funktionen des Bodens 

(§ 1 BBodSchG) 

 Abwehr schädlicher Bodenverände-

rungen (§ 1 BBodSchG) 

 Begrenzung des Eingriffs auf den für 

das Vorhaben erforderliche Maß, etwa 

durch eine leicht geminderte GRZ, den 

Erhalt von Gräben und die Anlage 

einer Pflanzfläche  

BImSchG  Schutz von Menschen, Tieren, Pflan-

zen, Boden, Atmosphäre, Kultur- und 

Sachgütern vor schädlichen Umwelt-

wirkungen (§ 1 Abs. 1 BImSchG) 

 Festsetzung von flächenbezogenen 

Schallleistungspegeln und 

Lärmpegelbereichen auf Grundlage 

einer schalltechnischen Untersuchung 

WHG / NWG  Nachhaltige Gewässerbewirtschaftung 

zum Schutz des Naturguts (§ 1 WHG) 

 Festsetzung einer Fläche für die 

Regenwasserrückhaltung nach 

Berechnungen eines 

Oberflächenentwässerungskonzepts 

Nds. KlimaG  Reduzierung der Treibhausgasemissi-

onen zur Anpassung an die Folgen des 

Klimawandels (§ 1 Abs. 2 Nds. KlimaG) 

 Neue gewerbliche Bauvorhaben sind 

immer mit Dachflächenphotovoltaik-

anlagen auszustatten 

 Bei Neubauten ist von hohen 

energetischen Standards auszugehen 

 BauGB = Baugesetzbuch / BNatSchG = Bundesnaturschutzgesetz / NNatG = Nds. Naturschutzgesetz / 

BBodSchG = Bundesbodenschutzgesetz / BImSchG = Bundesimmissionsschutzgesetz / WHG = 

Wasserhaushaltsgesetz / NWG = Niedersächsisches Wasserhaushaltsgesetz / Nds. KlimaG = 

Niedersächsisches Klimagesetz 

Die nachfolgende Übersicht zeigt zusammenfassend die in Fachplänen und durch gesetzliche 

Regelungen gesicherten geschützten Gebiete und Strukturen im Umfeld von bis zu 3 km des 

Plangebiets: 

Abb. 4 Schutzgebiete im Umgebungsbereich des Plangebietes 

Fachplanung Definition  Schutzzweck  Lage im 

Plan-

gebiet 

Lage  

außerhalb / 

Himmels-

richtung und 

Entfernung 

Natura 2000 Gebiete 

(§ 32 BNatSchG) 

DE2709-401 EU-Vogelschutzgebiet 

Rheiderland 

Nein S > 1170 m 

Naturschutzgebiete 

(§ 23 BNatSchG) 

- - Nein - 

Nationalparke 

(§ 24 BNatSchG) 

- - Nein - 

Biosphärenreservate 

(§ 25 BNatSchG) 

- - Nein - 

Fachpläne 
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Landschaftsschutz-

gebiete 

(§ 26 BNatSchG) 

LSG LER 00003 Brut-, Rast- und 

Überwinterungsgebiet 

sowie Hochwasser- 

fluchtplatz für 

verschiedene 

Vogelarten sowie 

regelmäßig 

vorkommende 

Zugvogelarten. 

Nein S > 1170 m 

Naturparke 

(§ 27 BNatSchG) 

- - Nein - 

Naturdenkmäler 

(§ 28 BNatSchG) 

ND LER 00024 Blutbuche Nein NO > 870 m 

ND LER 00025 Blutbuche Nein NO > 1470 m 

Geschützte 

Landschafts-

bestandteile 

(§ 29 BNatSchG) 

- - Nein - 

Gesetzlich geschützte 

Biotope 

(§ 30 BNatSchG) 

Landesweite 

Biotopkartierun

g 1984-2004 

Nr. 2908043, 

Biotoptypen 

GFd,GY,NSc,SEe 

Nein SW > 2170 m 

- - Nein - 

Weitere ausgewiesene Schutzgebiete, wertvolle Bereiche usw. im Umfeld des Plangebiets: 

• Wertvolle Bereiche für Brutvögel (Erfassung von 2010 mit Ergänzung von 2013) – direkt 
westlich der Autobahn (Kenn-Nr. 2809.1/8) sowie nördlich des bestehenden 
Gewerbegebiets (Kenn-Nr. 2809.2/3). Für beide Flächen wird der „Status offen“ 

angegeben, 

• Ein wertvoller Bereich für Gastvögel (Bewertungszeitraum 2008-2018), der auch das 
Plangebiet umfasst. Es handelt sich um eine großräumige Ausweisung, die das EU-

Vogelschutzgebiet Rheiderland allseitig umfasst. Das Gebiet trägt die Nummer 1.1.05, 

Teilgebiet 27, Gänserastplatz Wymeer I und wird als von nationaler Bedeutung 

eingestuft. Überwiegende Bedeutung hat das Gebiet für Gänse. Die Erhebungsdaten 

sind aus den Jahren 2008-2012, 

• Weite Teile des EU-Vogelschutzgebiets Rheiderland sind ebenfalls als Teil der Kulisse 
des Wiesenvogelschutzprogramms des „Niedersächsischen Weges“ ausgewiesen, 

• Das Wallheckenverzeichnis des Landkreises Leer verzeichnet im Umfeld keine 

Wallhecken (Stand 09/2024). 

Innerhalb des Plangebiets befinden sich keine Natura-2000-Gebiete. Südlich, in einem 
Abstand von rd. 1170 m, liegt das EU-Vogelschutzgebiet Rheiderland, welches von der 
Planung aufgrund der Entfernung bei der Planung für die Erweiterung eines Gewerbegebiets 

nicht beeinflusst wird. Es werden deutliche Abstände eingehalten, so dass 
Beeinträchtigungen ausgeschlossen sind. Auch das flächengleiche Landschaftsschutzgebet 

wird nicht negativ berührt. Nach dem Verordnungstext1 des Landschaftsschutzgebiets „ist es 
verboten, Handlungen vorzunehmen, die geeignet sind, die Natur zu schädigen, den 

Naturgenuss zu beeinträchtigen oder das Landschaftsbild zu verunstalten.“ Die Einhaltung 
dessen ist mit dem Planvorhaben gewährleistet. Nordöstlich, in einer Entfernung von 870 m 
und 1470 m befinden sich zwei Blutbuchen. Diese werden von der Planung ebenfalls nicht 

beeinflusst. 

 
1 Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet Rheiderland“ in den Städten Leer und Weener und den 

Gemeinden Bunde und Jemgum im Landkreis Leer vom 11.10.2011 
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Naturschutzgebiete, Nationalparke, Biosphärenreservate, Naturparke, geschützte 
Landschaftsbestandteile sowie gesetzlich geschützte Biotope sind weder im Plangebiet noch 

im einwirkungsrelevanten Umfeld ausgewiesen. 

Des Weiteren werden keine verzeichneten, gesetzlich geschützten Biotope oder sonstige 

Strukturen mit besonderem Schutzanspruch (wie z. B. Wallhecken) überplant. 

Die Nähe zu wertvollen Bereichen für Vögel bzw. die Lage innerhalb eines großflächigen 

wertvollen Bereichs für Gastvögel wird in den Ausführungen zum Schutzgut Tiere/Avifauna 
berücksichtigt. 

• Liegen Landschaftspläne oder sonstige Pläne (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 g BauGB) vor, so sind deren 

Bestandsaufnahmen und Bewertungen in der Umweltprüfung heranzuziehen (§ 2 Abs. 4 BauGB): 

Der Landschaftsrahmenplan des Landkreises Leer2 (LRP) wurde im Jahr 2021 neu 

aufgestellt. Die nachfolgenden Darstellungen des Landschaftsrahmenplans werden jeweils 
bei der Beschreibung und Bewertung der Schutzgüter berücksichtigt. Für die Gemeinde 
Bunde liegt kein Landschaftsplan (LP) vor. 

Abb. 5 Darstellungen der Karten 1 bis 6 im Landschaftsrahmenplan 

Karte  Thema Darstellungen 

Nr. 1  Arten und Biotope Naturräumliche Einheit 

 Naturräumliche Region: Watten und Marschen 

 Naturräumliche Einheit: Emsmarschen 

 Naturräumliche Untereinheit: Bunder Polder 

Der äußere, nordöstliche Rand des Gebiets liegt in der 

naturräumlichen Einheit: 

  Naturräumliche Region: Ostfriesisch-Oldenburgische 

Geest 

  Naturräumliche Einheit: Bourtanger Moor 

  Naturräumliche Untereinheit: Weener Geest 

Bewertung der Biotoptypen: 

 Flächen des Geltungsbereichs mit sehr geringer Bedeutung 

Bewertung der Gebiete für den Tier- und Pflanzenschutz: 

 Gebiet mit sehr hoher Bedeutung für Gastvögel 

Zerschneidungswirkung: 

 A280 südwestlich des Plangebiets, unmittelbar angrenzend. 

Nr. 2 Landschaftsbild Bewertung des Landschaftsbildes (Bedeutung 

Landschaftserleben): 

 Mittlere Bedeutung des gesamten Plangebiets 

Wesentliche überlagernde Beeinträchtigungen 

 Gewerbegebiet Bunde-West 

Typische, erlebniswirksame Einzelelemente: 

 Westlich (außerhalb des Plangebiets): Zwei 

Gulfhäuser/Gulfscheunen 

 Südlich (außerhalb des Plangebiets): Gulfhaus/Gulfscheune  

Nr. 3.1 Besondere Werte 

von Böden 

Sonstige besondere Standorteigenschaften 

 Feuchte und extrem nasse Böden 

Nr. 3.2 Wasser- und 

Stoffretention 

Sonstige Darstellungen 

 Ackerbauflächen 

Nr. 4 Klima und Luft Vorsorgeorientierter Immissionsbereich – lufthygienische 

Belastungen 

 Autobahn (A280) im 250 m Umfeld 

Nr. 5.1 Zielkonzept Zielkonzept: 

 Verbesserung beeinträchtigter Teilbereiche dieser Gebiete 

 
2  Landschaftsrahmenplan (LRP), Landkreis Leer, Neuaufstellung 2021 

Fachpro-

gramme 

LRP /LP 
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 Acker- und Grünlandgebiet mit besonderen Anforderungen 

für den Schutz der Avifauna 

Nr. 5.2 Biotopverbund Elemente des Biotopverbunds: 

 Trittsteine (Nördlich, außerhalb des Plangebiets.) 

Nr. 6 Schutz, Pflege und 

Entwicklung 

Flächiger Schwerpunktraum für Artenhilfsmaßnahmen 

 Gastvögel 

Abb. 6 Darstellungen der weiteren Textkarten im Landschaftsrahmenplan 

Textkarte im LRP Darstellungen (k. D. = keine Darstellung) 

01 Potenzielle natürliche 

Vegetation 

Giersch-Eichen-Eschen-Marschenwald 

02 Naturräumliche Gliederung Bunder Polder 

03 Schutzgebiete EU-Vogelschutzgebiet Rheiderland und 

Landschaftsschutzgebiet, südlich / außerhalb des Plangebiets 

04 Bundes- u. landesweiter 

Biotopverbund 

k. D. 

05 Landschaftsbezogene 

Erholung 

Lärmimmissionen 

im Umfeld Gulfhäuser, Mühle, Kirche/Kapelle 

06 Kulturhistorische Elemente Im Umfeld Gulfhäuser, Park, Mühle, Kirche/Kapelle 

07 Bodentypen Kleimarsch 

08 Moor k. D. 

09 Potentielle Retentionsräume k. D. 

10 Schutzwürdige Böden k. D. 

11 Sulfatsaure Böden Überwiegendes Plangebiet: GR 1B: kalkhaltiges Material über 

potenziell sulfatsaures Material (Tiefenbereich 0-2m) 

Nordöstlich: GR 3B: schwefelarmes, verbreitetes kalkhaltiges 

Material (Tiefenbereich unter 2 m) 

12 Gewässer k. D. 

13 Stickstoffempfindliche 

Biotoptypen 

Pot. Emissionsquellen: Stickstoffimmissionen im Umfeld von 

Autobahnen (250 m) 

14 GW-abhängige Biotoptypen k. D. 

15 Biotopverbund Feuchtgebiete k. D 

16 Biotopverbund Grünland k. D. 

17 Biotopverbund Wald und 

Gehölze 

k. D. / angrenzende Waldfläche und lineare Gehölze 

Das Landesraumordnungsprogramm für Niedersachsen (LROP)3 trifft bezüglich der 

Schutzgüter für kleinteilige Gebiete keine detaillierten Aussagen. Folgende allgemeine 
Ausführungen sind bei allen Planvorhaben zu berücksichtigen: 

• Die nicht durch Siedlungs- oder Verkehrsflächen in Anspruch genommenen Freiräume sollen zur 

Erfüllung ihrer vielfältigen Funktionen insbesondere bei der Sicherung der natürlichen 

Lebensgrundlagen, dem Erhalt der Kulturlandschaften, der landschaftsgebundenen Erholung 

sowie der Land- und Forstwirtschaft erhalten werden. (3.1.1-01) 

• Die weitere Inanspruchnahme von Freiräumen für die Siedlungsentwicklung, den Ausbau von 

Verkehrswegen und sonstigen Infrastruktureinrichtungen ist zu minimieren. Bei der Planung von 

raumbedeutsamen Nutzungen im Außenbereich sollen möglichst große unzerschnittene und von 

Lärm unbeeinträchtigte Räume erhalten, naturbetonte Bereiche ausgespart und die 

Flächenansprüche und die über die direkt beanspruchte Fläche hinaus-gehenden Auswirkungen 

der Nutzung minimiert werden. (3.1.1-02). 

Die Abgrenzung des Plangebiets ist auf den erforderlichen Umfang beschränkt. Die Gemeinde 
entwickelt ihren Gewerbestandort weiter und konzentriert damit potentiell 

 
3  Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP), Neubekanntmachung der Verordnung über das 

Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen vom 6. Oktober 2017 in der Fassung vom 26. September 

2017 im Niedersächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt (Nds. GVBl. Nr. 20/2017, S. 378) 

Raumordnungs-

programme 

LROP / RROP 
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Emissionsintensive Betriebe auf einen vorbelasteten Standort. Dies stellt zwar einen 
räumlichen Eingriff dar, der jedoch die Freihaltung anderer, unberührter Bereiche sicherstellt. 

Die naturschutzfachlichen Aussagen im Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP)4 für 
den Landkreis Leer werden berücksichtigt und stehen der Planung nicht entgegen. 

Abb. 7 Plangebiet im Regionalen Raumordnungsprogramm (eigene Darstellung auf 

Kartengrundlage des RROPs) 

 

Die A280 ist als Vorranggebiet Autobahn, die 

Neuschanzer Straße (K 33) als Vorranggebiet 

Straße von regionaler Bedeutung verzeichnet 

(rot). 

Östlich des Plangebiets verlaufen laut RROP 

Leer Rohrfernleitungen für Gas (schwarze 

Liniendarstellung). 

Westlich der Autobahn sind Vorranggebiete für 

Landwirtschaft auf Grund hohen 

Ertragspotenzials eingezeichnet 

(orangefarbene Flächendarstellung). 

Das Gewerbegebiet Bunde-West nordwestlich 

des Planungsgebiets ist als Vorranggebiet für 

die Sicherung und Entwicklung von 

Arbeitsstätten ausgewiesen (A). 

Es gibt keine spezifischen Pläne für die Gemeinde, welche das Wasser-, Abfall- und 

Immissionsschutzrecht betreffen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 g BauGB). Für die Gemeinde Bunde liegen 

auch keine Luftreinhaltepläne vor (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 h BauGB). 

 Beschreibung / Bewertung der Umweltauswirkungen 

(§ 2 Abs. 4 BauGB, Anlage 1 – Nr. 2) 

Nachfolgend wird der derzeitige Umweltzustand (Basisszenario) dargestellt und eine 
Prognose über die Entwicklungen des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

vorgenommen. Wahrscheinlich auftretende erhebliche Auswirkungen während der Bau- und 
Betriebsphase können in diesem Zusammenhang nicht im Detail berücksichtigt werden, da es 

sich vorliegend um eine vorbereitende (FNP bzw. verbindliche Bauleitplanung (B-Plan), nicht 
aber um eine konkrete Vorhabenplanung handelt. Auch wenn die Festsetzung den 
planungsrechtlichen Rahmen der zulässigen Entwicklungen definieren, trifft der Plan keine 

abschließenden, detaillierten Festsetzungen über die Lage, Größe, Gestaltung der zulässigen 
Vorhaben. Das zulässige Nutzungsspektrum umfasst eine Vielzahl von gewerblichen 

Betrieben. 

Abschließend wird jeweils die Null-Variante, also die wahrscheinliche Entwicklung bei 
Nichtdurchführung der Planung, skizziert. 

Die Beschreibung des derzeitigen Zustandes sowie der Prognose der Entwicklung des 

Umweltzustandes bei (Nicht-) Durchführung der Planung erfolgt einzeln für die Schutzgüter 

Pflanzen, Tiere, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Landschaftsbild. Weiterhin 
werden potentielle umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit 
sowie auf Kultur- und sonstige Sachgüter geprüft. 

 
4  Regionales Raumordnungsprogramm 2024, Landkreis Leer 

Sonstige 

Fachpläne 
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2.1 Prüfung der Schutzgüter 
(BauGB, Anlage 1 – Nr. 2 a und b) 

2.1.1 Schutzgut Pflanzen 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB) 

Die Beschreibung der Biotoptypen erfolgt nach dem Kartierschlüssel für Biotoptypen in 

Niedersachsen auf Grundlage einer fachkundigen Vor-Ort-Erhebung am 30.05.2024.5 Die 
Bewertung erfolgt nach dem Kompensationsmodell des Niedersächsischen Städtetags.6 Der 
Untersuchungsraum umfasst den Geltungsbereich des Bebauungsplanes und den 

Änderungsbereich des Flächennutzungsplans, betrachtet jedoch auch angrenzende 

Strukturen. 

Abb. 8 Biotoptypenkartierung des Plangebiets 

 

 
5  Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen, Olaf v. Drachenfels, 2020 

6  Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitplanung, Niedersächsischer 

Städtetag, 2013 

Bestand 
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Abb. 9 Legende zur Biotoptypenkartierung 

 
Bestand im Plangebiet – Der Geltungsbereich des B-Planes wird als Ackerfläche mit 

Getreideanbau intensiv (A) landwirtschaftlich genutzt. Im Westen reicht die Ackerfläche bis an 
die Autobahnparzelle heran. 

Zwischen dem vorhandenen Gewerbegebiet im Norden und dem Plangebiet befindet sich ein 
nährstoffreicher Graben (FGR), der sich an der Ostbegrenzung des Geltungsbereiches in 
südlicher Richtung fortsetzt. Der östlich angrenzende Graben ist teils geräumt und mit einer 

Wasserlinsenschicht bedeckt, teils ist er mit dichten Schilfbeständen zugewachsen. Nördlich 

des Grabens, entlang der Gebietsgrenze zum nördlichen Gewerbegebiet, liegt ein Rasenweg 
(OVW) mit artenreichem Scherrasen (GRR). 

Der Bewuchs der tief eingeschnittenen Grabenböschungen wird vorwiegend durch 
Grünlandarten geprägt. In der amphibischen Zone tritt vorwiegend Wasserlinse deckend auf. 
Am Uferrand zeigen sich die besonnten Grabenflächen mit einer Halbruderalen Gras- und 

Krautflur feuchter Standorte (UHF), vorwiegend Schilf, Rohrglanzgras, Binse, vereinzelt 
Rohrkolben. Im Bereich der Grabenböschungen hat sich Wiesenkerbel, Ackerdistel, Zottiges 

Weidenröschen Brennnessel und Rauhe Gänsedistel entwickelt. 

Nahe der Autobahn A280 findet man im Plangebiet eine feuchte, ehemals als Acker genutzte 

Restfläche vor, die aufgrund von Nassstandorten landwirtschaftlich unbearbeitet blieb. Der 
Graben endet an dieser Fläche. Hier zeigt sich eine spontan entstandene Ruderalflur frischer, 

feuchter Standorte (URF) mit vorwiegend Ackerdistel, Jakobskreuzkraut, Echte und 
Geruchlose Kamille. 

Das gesamte Plangebiet verfügt über keinen Baum- und Gehölzbestand. 

Bestand in der Umgebung – Im Norden grenzt das heutige Gewerbegebiet Bunde-West an das 
Plangebiet an (OGG). Es ist geprägt von großflächigen Werkshallen und Gebäuden, die 
westlich bis an die Autobahn A 280 heranreichen. Während die straßenseitig ausgerichteten 
Vordergrundstücke der Ringerschließung Bunde-West weitgehend mit Stell- und Lagerflächen 

versiegelt sind, stellen sich die südlich ausgerichteten, unbebauten Hintergrundstücke als 
weitgehend ungenutzte Grünflächen dar, die unmittelbar nördlich an das Plangebiet 
angrenzen. Im Vergleich zu den Grünflächen, die im östlichen Teil ziergärtnerisch intensiv 
gepflegt und eingezäunt sind, unterliegen die westlichen gewerblichen Hintergrundstücke der 

Eigenentwicklung. Hier hat sich ein feuchtes Brachestadium mit Halbruderale Gras- und 

Krautflur feuchter Standorte (UHF) entwickelt, das sich entlang der Nordbegrenzung des 
Plangebiets westlich bis an die Autobahntrasse ausdehnt. 

Mittig des vorhandenen Gewerbegebietes befindet sich ein Gehölzstreifen, der das 
Gewerbegebiet gliedert und sich bis an das Plangebiet heran erstreckt. Er besteht aus einem 
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Siedlungsgehölz mit weitgehend einheimischen Baumarten (HSE) wie Baumweide, Ahorn 
Weidengebüsch, Weißdorn, Hartriegel, Brombeergebüsch. Die Randbereiche dieser Fläche 

unterliegen der Eigenentwicklung. Der Gehölzbestand wird östlich parallel begleitet von 
einem Rasenweg (OVW), der als artenreicher Scherrasen (GRR) bis an das Plangebiet 

heranführt. 

Die östlich an den Geltungsbereich angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen werden 

als Grasacker (GA) bewirtschaftet. Nach Süden setzt sich die Ackernutzung (A) fort. 

Im Westen begrenzt die Autobahnparzelle das Plangebiet. Neben der Fahrbahn (OVS) 

verfügen die Straßenseitenräume im Bereich der Autobahnböschungen über eine lockere 
Gehölzanpflanzung mit sonstigem standortgerechtem Gehölzbestand (HPS). Am 
Böschungsfuß verläuft an der Grenze zum Plangebiet ein Straßenseitengraben (Gewässer III: 

Ordnung, FGR). 

Die biologische Vielfalt im Geltungsbereich kann insgesamt als durchschnittlich bewertet 

werden. Die Ackerfläche weist als intensiv bewirtschaftete Fläche keine besonderen 
Qualitäten für das Schutzgut Pflanzen auf. In den Grabenbereichen sowie der nicht 
bewirtschafteten Teilfläche im westlichen Plangebiet zeigen sich übliche und gebietstypische 
Entwicklungstendenzen. 

Landwirtschaftliche genutzte Flächen können immer durch den Einsatz von Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteln Vorbelastungen aufweisen. Durch Gülledüngung kommt es zu 

zusätzlichem Nährstoffeintrag. Dies kann zur Folge haben, dass nitrophile Arten wie zum 
Beispiel Brennnesseln oder der stumpfblättrige Ampfer zunehmen und schwächere Arten 

verdrängt werden. 

Im Plangebiet finden sich keine nach § 30 BNatSchG geschützten Biotope. Ein Vorkommen 

besonders geschützter Pflanzenarten wurde nicht festgestellt und ist aufgrund der 
überwiegend vorherrschenden intensiven Landwirtschaft auch nicht wahrscheinlich. 

Infolge der Planung wird eine weitgehende Überplanung der heutigen Biotopstrukturen 

vorbereitet. Auf den Gewerbeflächen ist mit den getroffenen Festsetzungen (GRZ) eine 

Versiegelung von 70-80% möglich. Zwar sind unbebaute Flächenanteile zu erhalten, die 
jedoch regelmäßig deutlichen Unterhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen unterliegen 

und auf denen keine naturnahe Entwicklung zu erwarten ist. Im Bereich der Verkehrsparzelle 
ist von einer vollständigen Versiegelung auszugehen. Auflockerungen durch 

straßenbegleitende Pflanzungen sind nicht ausgeschlossen, aber auch nicht verbindlich 

festgesetzt. 

Der überwiegende Teil des Plangebiets stellt sich aktuell als Ackerfläche (A) dar und weist 

deutliche Einschränkungen für das Schutzgut Pflanzen auf. Hier sind die Beeinträchtigungen 

in Folge der Planung als eher gering zu beschreiben. Mit der Überplanung der auf einer 

unbearbeiteten Teilfläche entstandenen Ruderalflur frischer, feuchter Standorte wird jedoch 
auch ein Bereich mit höheren Wertigkeiten überplant, was eine erhebliche Beeinträchtigung 
für das Schutzgut Pflanzen darstellt. 

Die das Plangebiet einfassenden Gräben einschließlich ihrer Uferstreifen werden mit 

Ausnahme eines kurzen Grabenabschnitts erhalten. Hier werden keine wesentlichen 
Beeinträchtigungen ausgelöst. Im Gegensatz zur intensiven landwirtschaftlichen 
Bewirtschaftung kann es in den Uferrandbereichen zukünftig ggf. sogar zu einer natürlicheren 
Entwicklung kommen, da von einer extensiven Unterhaltung auszugehen ist. 

Am westlichen Gebietsrand ist die Neuanlage eines 15 m breiten Pflanzstreifens vorgesehen, 
der mit standortgerechten Gehölzen (Bäume und Sträucher) zu bepflanzen ist. Hier können 

sich für das Schutzgut Pflanzen Verbesserungen einstellen. 

Am nordwestlichen Gebietsrand überplant der Bebauungsplan Nr. 02.42 eine Teilfläche des 

Bebauungsplans Nr. 02.23. Im überplanten Bereich war mit einer Breite von 5 m eine private 
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Grünfläche mit Pflanzgebot festgesetzt, innerhalb derer mit standortgerechten Gehölzen eine 
randliche Eingrünung des Gebiets hergestellt werden sollte. In der Örtlichkeit wurde dies 

bisher nicht umgesetzt, der Teil des Grundstücks stellt sich, wie die weiter nördlich 
angrenzende Fläche, als unbebauter Grundstücksteil dar, auf dem sich eine halbruderale 

Gras- und Staudenflur (UHF) entwickelt hat. Zukünftig soll die überplante Teilfläche als 
Gewerbegebiet (GE) festgesetzt werden, so dass es hier hinsichtlich des Schutzgutes Pflanzen 

zu einer Beeinträchtigung kommt. Da mit dem geltenden Bebauungsplan für das Areal der 
Planungsrecht besteht, wird in der Ausgleichsermittlung (siehe Kapitel 3.3) der festgesetzte 

Zustand herangezogen. Die UHF-Fläche dürfte heute bereits jederzeit entsprechend der 
geltenden Festsetzungen überformt werden. 

Ebenfalls ist im benachbarten Bebauungsplan der Bereich der Zufahrt (Verlängerung des 

Wendehammers) als Teil der Gewerbegebiete (GE) festgesetzt. Auch hier findet in der 
Ausgleichsberechnung diese Festsetzung Berücksichtigung, nicht der in der Örtlichkeit 

vorgefundene Grasweg (OVW + GRR) mit der kleinräumigen, randlichen Baumgruppe (HEA). 

In der Summe löst die Planung erhebliche Beeinträchtigungen für das Schutzgut Pflanzen 
aufgrund veränderter Flächennutzung und entsprechender Überformung der heutigen 
Strukturen aus. 

Bei Nichtdurchführung der Planung wäre von einer weiteren Bewirtschaftung der Fläche als 
Ackerfläche auszugehen. Die ökologische Qualität bzw. die biologische Vielfalt dieser Flächen 

würde sich aufgrund der weiterhin bestehenden Vorbelastungen und durch die intensive 
Bewirtschaftung (Mahd, ggf. auch Düngung oder Pflanzenschutzmittel) voraussichtlich nicht 

verbessern. Auch im Bereich der Ruderalflur wäre jederzeit die Wiederaufnahme 

landwirtschaftlicher Nutzungen möglich. 

2.1.2 Schutzgut Tiere 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB) 

Avifauna – Während der einmaligen Begehung am 30.05.2024 wurden die im Plangebiet und 
innerhalb der angrenzenden Bereiche angetroffenen Vogelarten bei guten 

Wetterbedingungen erfasst. Schwerpunkt der Erfassung waren Offenlandarten, 

Heckenbewohner, aber auch weitere gefährdete Arten der Roten Liste. 

Insgesamt konnten im Plangebiet vorwiegend siedlungstolerante Vogelarten festgestellt 
werden. Brutvögel der offenen Agrarlandschaft, insbesondere Bodenbrüter, konnten nicht 

erfasst werden. Die hohe Anzahl und Vielfalt an Gartenvögeln und Heckenbewohner wird im 
Bestand der Gehölz- und Ruderalflächen vermutet. 

Insbesondere im Bereich des Gehölzstreifens im Norden des Änderungsbereichs (außerhalb 
gelegen) wurden Heckenbewohner wie Buchfink, Amsel, Blau- und Kohlmeise, Rotkehlchen, 

Zaunkönig, Zilp-Zalp, Mönchs- und Gartengrasmücke festgestellt, die diese Flächen als 
Teillebensraum und Deckung aufsuchen und innerhalb der Ackerflächen und Ruderalfluren 

im Plangebiet ihre Nahrung finden. 

Während der einmaligen Beobachtung konnten im Bereich des Plangebiets ein Mäusebussard 
und ein Turmfalke gesichtet werden, die den offenen Landschaftsraum zur Nahrungssuche 

nutzen. Ein Weißstorch wurde im Überflug beobachtet. 

Fachpläne – In der landesweiten Kartierung der wertvollen Bereiche für Brut- und Gastvögel 

sind im Umfeld des Plangebiets mehrere Flächen verzeichnet, und auch das Plangebiet selbst 

ist als wertvoller Bereich ausgewiesen.7 

 
7 Umweltkarten Niedersachsen, Gastvögel – wertvolle Bereiche, 2018 

Null-Variante 

Bestand 
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Abb. 10 Wertvolle Bereiche für Brut- und Gastvögel 

 
Eigene Darstellung auf Kartengrundlage LGLN 2024 

Das Plangebiet ist Teil des 

wertvollen Bereichs für 

Gastvögel – Gänserastplatz 

Wymeer I (Teilgebiet Wymeer – 

Bunderneuland, nationale 

Bedeutung). Der Gänserastplatz 

Wymeer II (Teilgebiet Wymeer 

SPA, internationale Bedeutung) 

liegt in einiger Entfernung zum 

Plangebiet. 

Nördlich und westlich an das 

Plangebiet angrenzend, jedoch 

außerhalb dessen gelegen, sind 

wertvolle Bereiche für Brutvögel 

ausgewiesen, deren Status 

jedoch als offen angegeben wird. 

Fledermäuse – Alle Fledermausarten unterliegen aufgrund von deren Zugehörigkeit zu der 

Fauna–Flora–Habitat–Richtlinie (FFH-RL) nach § 7 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) dem 

strengen Artenschutz. 

Es wurden keine Fledermausarten festgestellt. Eine fachgerechte Erfassung der Fledermäuse 

wurde wegen fehlender Gehölzstrukturen im Plangebiet nicht durchgeführt. Vorhandene 
Gebäudeflächen, die als potenzielle Sommer- und Winterquartiere dienen könnten, sind von 

der Planung nicht betroffen. Fledermäuse könnten das Plangebiet jedoch zur Nahrungssuche 
aufsuchen. 

Amphibien – Die Amphibien zählen zu den in hohem Maße bedrohten Artengruppen und 
gelten als besonders geschützt. Der Teichfrosch, der Grasfrosch und die Erdkröte sind wenig 

anspruchsvoll und kommen in Gräben häufig vor. Sie gelten in Niedersachsen und Bremen als 
nicht gefährdet8. 

Innerhalb des wasserführenden Grabens an der Nord- und Ostbegrenzung des Plangebiets 
konnten keine Amphibienarten nachgewiesen werden. Die amphibische Zone innerhalb des 
trapezförmig ausgeformten Böschungsprofils ist vorwiegend dicht zugewachsen und weist an 

Standorten mit wenig ufernaher Gewässervegetation potenzielle Lebensräume auf, die auch 

zur Reproduktion und als Ganzjahreslebensraum genutzt werden könnten. 

Ein Vorkommen von häufigen Arten wie Erdkröte, Wasser- und Grasfrosch wird daher nicht 
ausgeschlossen. Eine besondere Bedeutung als Landlebensraum ist nicht erkennbar. 

Gehölz- und Ruderalflächen, die sich in Restflächen, in Ufersäumen der Gräben und innerhalb 
angrenzender Hintergrundstücke vorhandener Gewerbeflächen entwickelt haben, fördern in 
ihrer Gesamtheit die Entwicklung von Lebens- und Nahrungsräumen für siedlungstolerante 

Vogelarten und Kleinlebewesen und dienen der Bereicherung der Artenvielfalt. Im Plangebiet 

sind diese Strukturen jedoch nur untergeordnet vorhanden. 

Durch Immissionen der westlich angrenzenden, hoch frequentierten Autobahntrasse der A280 
und des nördlich angrenzenden Gewerbegebiets wird die Bedeutung des Plangebiets als 
Lebensraum auch für eine siedlungsangepasste Tierwelt erschwert und vorbelastet. 

Eine Vorbelastung besteht zusätzlich aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung, 

die keine dauerhaften Ansiedlungen erwarten lässt. 

 
8 Rote Liste und Gesamtartenlisten der Amphibien und Reptilien in Niedersachsen und Bremen 
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Vögel – Die Planung ermöglicht die Überformung von Ackerflächen, untergeordnet auch von 
einer Ruderalfläche, die von Vögeln als Nahrungsraum genutzt werden. Es werden jedoch 

keine Gehölze oder sonstigen Strukturen überplant, die als Brutplatz geeignet sind. Die 
hochwertigen Gehölzstrukturen des benachbarten Gewerbegebiets bleiben erhalten, für sie 

ist von keiner Beeinträchtigung durch das Planvorhaben auszugehen. Hinweise auf das 
Vorkommen von Freilandarten ergaben sich nicht. Damit sind die für die Artgruppe der Vögel 

zu erwartenden Beeinträchtigungen als eher gering zu bewerten. 

Ein Konflikt mit der großräumigen Ausweisung eines wertvollen Bereichs für Gastvögel 

(„Gänserastplatz Wymeer I“), der auch das Plangebiet erfasst, ist nicht erkennbar. Zwar kann 
das Plangebiet vollständig überformt werden, allerdings handelt es sich in der 
Gesamtbetrachtung um ein sehr kleinteiliges Areal innerhalb des großräumig ausgewiesenen 

Bereichs. Auch das bestehende Gewerbegebiet liegt innerhalb der Fläche. Aufgrund der 
vorhandenen Vorbelastungen, insbesondere der Nähe zur Autobahn und der benachbarten 

Gewerbelage, ist keine besondere Bedeutung dieser Teilfläche oder eine erhebliche Störung 
in Folge der Planung zu erkennen. 

Fledermäuse – Eine Beseitigung, Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten gem. § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG tritt nicht ein. Eine besondere Betroffenheit von 

Fledermäusen in Folge der Planung ist nicht erkennbar. 

Amphibien – Insgesamt gesehen wird mit dem Verlust der Grabenfläche bei der 

Planumsetzung nicht von erheblichen Beeinträchtigungen für die lokalen Amphibien-
Populationen ausgegangen, da offene Wasserflächen mit ausreichend hohen Wasserstände in 

den angrenzenden Gräben vorhanden sind. 

Insgesamt löst die Planung zwar Veränderungen für das Schutzgut Tiere aus, die jedoch 

aufgrund der begrenzten Gebietsgröße und der Überplanung wenig empfindlicher Bereiche 
nur eine begrenzte Erheblichkeit aufweisen. Durch die festgesetzte Neuanpflanzung von 

Bäumen und Entwicklung von Gehölzstrukturen können die Grünstrukturen im 

Gewerbegebiet erweitert, vernetzt und neue Lebensräume für Flora und Fauna geschaffen 

werden. Dies fördert die Struktur- und Biotopvielfalt. 

Die vorzufindenden Habitatstrukturen weisen insbesondere eine Bedeutung für die Avifauna 
als Nahrungshabitate auf. Alle heimischen Brutvögel9 sind durch internationales Recht, 

Europarecht und Bundesrecht entweder besonders oder sogar streng geschützt. Gleiches gilt 

für Fledermäuse.10 Für Amphibien können sich bei der Überplanung eines Grabenabschnitts 

Beeinträchtigungen ergeben, wenngleich keine konkreten Hinweise auf Artvorkommen 
vorliegen. 

Mit der Planung werden keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG (Tötungsverbot - § 44 

Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG / Störungsverbot - § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG / Zerstörungsverbot - § 33 

Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) berührt: 

• Es ist verboten, wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, 

zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 

beschädigen oder zu zerstören (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG); 

Es liegt kein Verstoß gegen das Tötungsverbot vor, wenn durch das Vorhaben das Tötungs- 

und Verletzungsrisiko für Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant erhöht wird und 

diese Beeinträchtigung bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten 
Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden kann (§ 44 Abs. 5 Nr. 1 BNatSchG). Baubedingte 
Tötungen der Avifauna sowie von Fledermäusen können i. d. R. sicher vermieden werden, 
indem die Baufeldräumung nur außerhalb der Brutzeit- und Aufzuchtzeit der Avifauna bzw. 

 
9  Richtlinie über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (Richtlinie 79/409/EWG), kurz 

Vogelschutzrichtlinie 

10  Anhang IV der Flora-Fauna Richtlinie 92/43/EWG / NLWKN (Hrsg.) (2008): Verzeichnis der in Niedersachsen 

besonders oder streng geschützten Arten 03/2008 

Auswirkungen 

Arten- und 

Biotopschutz 
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der Sommerlebensphase der Fledermäuse vom 01.03. bis zum 30.09 erfolgt. Da das Plangebiet 
frei von Gehölzen ist, können Verstöße gegen das Tötungsverbot mit hoher Sicherheit 

ausgeschlossen werden. 

Maßnahmen an Gewässern können bei Durchführung außerhalb der Sommerlebensphase 

von Amphibien oder mittels vorheriger Überprüfung der Gewässerabschnitte vor Eingriffen 
(Verfüllung, Aushub usw.) sicher und ohne Verstoß gegen das Tötungsverbot durchgeführt 

werden. Bei Baumaßnahmen kann z. B. mittels einer Absicherung des Baufeldes mit 
Amphibienzäunen sicher ausgeschlossen werden, dass Amphibien getötet werden. 

• Es ist verboten, … wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen 

Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 

Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die 

Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 

BNatSchG); 

Es liegt kein Verstoß gegen das Störungsverbot vor, wenn sich der Erhaltungszustand der 
lokalen Population nicht verschlechtert oder wenn die Tiere oder ihre Entwicklungsformen im 

Rahmen einer erforderlichen Maßnahme beeinträchtigt werden und diese Beeinträchtigung 
unvermeidbar ist (§ 44 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG). Auch in Bezug auf das Störungsverbot lassen 

sich mögliche Beeinträchtigungen minimieren, indem die Baufeldräumung außerhalb der Zeit 
vom 01.03. bis zum 30.09. erfolgt. Mit Beachtung dieser vorgesehenen 

Vermeidungsmaßnahmen besteht kein Verstoß gegen das Störungsverbot. 

• Es ist verboten, …. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wildlebenden Tiere der besonders 

geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören (§ 44 Abs. 1 Nr. 

3 BNatSchG). 

Es liegt kein Verstoß gegen das Zerstörungsverbot vor, wenn die ökologische Funktion der von 
dem Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang 

weiterhin erfüllt wird (§ 44 Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG). Im Plangebiet bestehen keine prägenden 
Gehölzbestände, denen Habitatfunktionen zukommen. Für das Vorkommen von 

Offenlandarten liegen keine Hinweise vor. Zudem stehen im Umfeld weiterhin eine Vielzahl 
vergleichbarer Strukturen zur Verfügung. Demnach besteht kein Verstoß gegen das 

Zerstörungsverbot. 

Zum Schutz potenzieller Fortpflanzungsstätten von Amphibien in Gräben und 

Röhrichtbeständen sollten Baumaßnahmen an Gewässern und Gräben nicht während der 

Fortpflanzungszeit vom 1.März bis 30. September erfolgen (§ 39 BNatSchG). 

Die Aspekte des Artenschutzes gelten zu jeder Zeit und stehen der Planung nicht grundsätzlich 

entgegen. Es gibt keinerlei Anzeichen, dass das geplante Baurecht aus Gründen des 

Artenschutzes undurchführbar wäre. 

Bei Nichtdurchführung bestünden weiterhin die beschriebenen Vorbelastungen 
(insbesondere der Autobahn) und Einwirkungen auf das Plangebiet. Bei regelmäßiger 

Bewirtschaftung ist von Störwirkungen auszugehen. 

2.1.3 Schutzgut Fläche 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB) 

Das Plangebiet ist im geltenden Flächennutzungsplan als landwirtschaftliche Fläche 

dargestellt. Auf der gesamten Fläche besteht derzeit kein Baurecht, Ausnahmen regelt der § 35 

BauGB. Das Plangebiet ist unbebaut und nicht versiegelt. Das Areal ist in landwirtschaftlicher 
Nutzung als Ackerfläche. Nur ein schmaler Streifen am nordwestlichen Gebietsrand (rd. 6x125 

m) ist schon heute mit dem Bebauungsplan Nr. 02.23 planungsrechtlich gesichert, in der 
Örtlichkeit aber auch unbebaut. 

Keine. 

Null-Variante 

Bestand 

Vorbelastungen 
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Die Planung ermöglicht die erstmalige Inanspruchnahme von rund 4,3 ha landwirtschaftlicher 

Fläche für bauliche Maßnahmen. Rund 3,3 ha werden als Bauflächen bzw. 
Erschließungsflächen festgesetzt und können bauliche genutzt werden, die übrigen Flächen 

sind als Grünflächen (Pflanzstreifen zur Autobahn, Regenrückhaltung, 
Gewässerunterhaltung) vorgesehen. 

Für das Schutzgut Fläche stellt eine solche Neuinanspruchnahme einen erheblichen Eingriff 
dar. Die bisherige landwirtschaftliche Nutzung geht verloren. Der wesentliche Teil der Fläche 

wird als Baufläche auch deutlich überformt und in ihren natürlichen Funktionen 
eingeschränkt. 

Bei Nichtdurchführung der Planung ergäben sich keine wesentlichen Veränderungen, da 

keine zusätzlichen baulichen Maßnahmen umgesetzt würden. 

2.1.4 Schutzgut Boden 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB) 

Die Gemeinde hat eine Baugrunduntersuchung11 vornehmen lassen, die die im Plangebiet 

anstehenden Böden beschreibt. Hierfür wurden insgesamt 14 Rammkernsondierbohrungen 

bis zu einer Tiefe von 5 m unter Geländeoberkante (GOK) abgeteuft. Die Grundwasserstände 
wurden im offenen Bohrloch eingemessen. 

Die Untersuchung beschreibt den angetroffenen Bodenaufbau wie folgt: Unter einer 15-50 cm 

mächtigen Oberbodenschicht aus sandigem, humosen Schluff steht natürlich gelagerter Klei 

aus feinsandigem, tonigen Schluff an. Teilweise ist dieser von einer Torfschicht unterlagert 

(0,1-1,1 m), wobei die Mächtigkeit der Torfschicht Richtung Westen zunimmt. Unter dem Torf 

folgt bis zur Endteufe stark mittelsandiger Feinsand. An wenigen Bohrungen wird der 
Feinsand von Lauenburger Ton – schwach feinsandiger, schluffiger Ton – unterlagert. Der 

natürlich gelagerte Klei und der Lauenburger Ton können in ihrer Konsistenz als steif 
bezeichnet werden. Der Feinsand kann dem Bohrfortschritt nach als dicht gelagert bezeichnet 
werden. 

Unterirdisches Wasser wurde im bei Durchführung der Arbeiten im April 2025 als 

Schichtenwasser im Klei in einer Tiefe von 0,9-1,6 m (entsprechend -1,10-1,61 m NHN) 
angetroffen. Die Untersuchung merkt an, dass sich in niederschlagreichen Zeiten auf dem 
wenig durchlässigen Klei Stauwasser bis zur Oberkante des Geländes bilden kann. 

Zur Bestandsbeschreibung der Böden des Plangebiets wird darüber hinaus das 
Niedersächsische Bodeninformationssystem (NIBIS-Kartenserver12) des Landesamts für 

Bergbau, Energie und Geologie ausgewertet. Die Karten werden z. T. laufend fortgeschrieben. 
Die nachfolgenden Auswertungen entsprechen dem Informationsstand 12/2024. 

Abb. 11 Grundlagendaten laut NIBIS-Kartenserver (12/2024) 

Parameter NIBIS-Kartenserver 

Bodengroßlandschaft Küstenmarschen 

Bodenregion Küstenholozän 

Bodenlandschaft Alte Marsch 

Bodentyp Mittlere Kleimarsch 

Geologie Wattablagerungen 

Relief <1% 

 
11 Rasteder Erdbaulabor GmbH und Co. KG: Geotechnischer Bericht Erweiterung Gewerbegebiet „Bunde-

West“, Projekt-Nr. 25.192, 23.05.2025 

12 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie Niedersachsen (LBEG): Niedersächsische 

Bodeninformationssystem (NIBIS-Kartenserver), URL: https://nibis.lbeg.de/cardomap3/, laufend 

aktualisiert, ausgewertet 12/2024 

Auswirkungen 

Null-Variante 

Bestand 
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Schutzwürdige Böden 

(Suchräume) 

Böden mit besonderen Standorteigenschaften: 

extrem nasse Böden 

Kohlenstoffreiche Böden Nein 

Vorkommen sulfatsaurer Boden Ja 

0-2 m: kalkhaltiges Material über potenziell sulfatsaurem 

Material 

unterhalb 2 m: schwefelarmes, verbreitet kalkhaltiges 

Material 

Altlastenverdacht Keine Verdachtsflächen 

Grundwasserstand u. GOK Mittlerer Grundwasserhochstand 2 dm u. GOF 

Mittlerer Grundwassertiefstand 5 dm u. GOF 

Grundwasserstufe GWS 2 – flach 

Drängebiet Dränage oder Gräben zur Regulierung des Grundwassers 

Tiefenstufe der Dränung 2 -< 4 dm 

Bodenkundliche Feuchtestufe 

(BKF) 

9: stark feucht 

für landwirtschaftliche Nutzung zu nass (Kleinseggenriede) 

Effektiver Wurzelraum (We) 3 - < 5 dm - sehr gering 

Nutzbare Feldkapazität (nFKWe) 50-90 mm – gering 

Rohstoffe Keine verzeichneten Rohstoffvorkommen 

Bergbau Keine ausgewiesenen Bergbaurechte 

Ferner nimmt der NIBIS-Kartenserver folgende Funktionsbewertung relevanter 

Bodenfunktionen vor und weist auf folgende wirkungsspezifische Empfindlichkeiten hin. 

Abb. 12 Bodenfunktionsbewertungen und wirkungsspezifische Empfindlichkeiten gemäß NIBIS-

Kartenserver (12/2024) 

Bodenfunktionen Funktionsbewertung 

Ausgleichskörper im 

Wasserhaushalt 

Hohe Funktionserfüllung 

Klimatische Wasserbilanz 206 mm (1991-2020) / 167 mm (1971-2020) 

Hoher Überschuss 

Sickerwasserrate > 200 - 250 mm/a 

Bindungsstärke für Schwermetalle 

(Cadmium) 

Sehr hoch 

Austauschhäufigkeit (für nicht 

sorbierbare Stoffe) 

zwischen 1,5 und 2,5 x pro Jahr - groß 

N-Überschuss > 80 - 100 kg N/ha*a (N-Flächenbilanzsaldo 2016) 

> 20 - 30 kg N/ha*a (N-Flächenbilanzsaldo 2023) 

<= 25 mg/l im Sickerwasser (sehr gering) 

Ertragsfähigkeit Sehr gering 

Empfindlichkeiten 

Bodenverdichtung Gefährdung der Bodenfunktionen durch Bodenverdichtung: 

gefährdet 

Standortabhängige Verdichtungsempfindlichkeit der Böden: 

äußerst hoch 

Erosionsgefährdung Wasser: keine bis sehr geringe Erosionsgefahr 

Wind: keine bis sehr geringe Erosionsgefahr 

Bewertung der Bodenfunktionen – Das Bundes-Bodenschutzgesetz definiert die 
Bodenfunktionen (§ 2 BBodSchG). Um eine Einschätzung über die Ausprägung der 
Bodenfunktionen im Plangebiet im heutigen Zustand zu erlangen, wird anhand der 

vorliegenden Informationen eine Bodenfunktionsbewertung entsprechend der Hinweise des 

LBEG13 vorgenommen. Es handelt sich beim Plangebiet um Flächen außerhalb von 

Siedlungsgebieten, weshalb folgende Bodenfunktionen zu bewerten sind: 

 
13 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG): GeoBerichte Nr. 26, 2020 



 Umweltbericht zur 34. Änderung des Flächennutzungsplanes und zum  

Gemeinde Bunde  Bebauungsplan Nr. 02.42 „Erweiterung Gewerbegebiet Bunde-West“ Ortschaft Bunde 19 von 40 

 

Lebensraumfunktion (natürliche Bodenfruchtbarkeit, besondere Standorteigenschaften), 
Naturnähe, Archivfunktion (Natur- und Kulturgeschichte, ggf. Seltenheit), Klimafunktion. Die 

Bewertung enthält für jede einzelne Funktion fünf Bewertungsstufen (1: sehr gering, 2: gering, 
3: mittel, 4: hoch, 5: sehr hoch). 

Die nachfolgenden Einstufungen sind entsprechend der Hinweise des GeoBerichts Nr. 26 
getroffen und nachstehend kurz erläutert. 

Abb. 13 Bewertung der planungsrelevanten Bodenfunktionen bei Flächen außerhalb von 

Siedlungsgebieten 

Bodenfunktion Bewertung 

Lebensraumfunktion Stufe 5 – sehr hoch 

Naturnähe Stufe 3 – mittel 

Archivfunktion Stufe 1 – sehr gering 

Klimafunktion Stufe 2 – gering 

Lebensraumfunktion – Zur Bewertung der Lebensraumfunktion sind i. d. R. zusätzliche 

Erhebungen zur Nährstoffversorgung (KAKeffWe) und zum pH-Wert des Bodens erforderlich. 
Aufgrund der angegebenen bodenkundlichen Feuchtestufe 9 (stark feucht) ergibt sich nach 
dem Bewertungssystem (GeoBerichte Nr. 26, Tabelle 6) automatisch eine Einstufung in die 

Wertstufe 5 – sehr hoch. Zu Lebensraumfunktion wird dabei ausgeführt: 

• In Abhängigkeit von den Standorteigenschaften (Wasser- und Nährstoffverfügbarkeit, 

geomorphologische und klimatische Bedingungen) bieten Böden die Voraussetzung für die 

Entwicklung einer bestimmten natürlichen Vegetation. Böden mit besonderen, i. d. R. extremen 

Standorteigenschaften weisen günstige Voraussetzungen für die Entwicklung besonders 

gefährdeter Biotope auf. Sie sollten deshalb geschützt werden. Je „extremer“ die 

Standortbedingungen, desto größer ist das Potenzial des Bodens für die Ansiedlung spezialisierter 

und damit i. d. R. seltener Vegetation. Die Bewertung der Standorteigenschaften von Böden 

ermöglicht es, ergänzend zu Erhebungen, die lediglich die aktuell am Standort vorhandene 

Vegetation erfassen, das Potenzial eines Standortes zur Entwicklung bestimmter Biotope zu 

bewerten. 

Die hohe Bewertung spiegelt sich auch in den bodenkundlichen Netzdiagrammen des NIBIS-

Kartenservers wider, die der Fläche ein hohes Biotopentwicklungspotential (Stufe 4) 

zusprechen. Die natürliche Bodenfruchtbarkeit wird hingegen als sehr gering (Stufe 1) 
bewertet. 

Naturnähe – Beim Plangebiet handelt es sich um eine überwiegend intensiv genutzte 
Ackerfläche, die über randliche Gräben entwässert wird. Dies entspricht nach 
Bewertungsgrundlage (Tabelle 7 GeoBerichte Nr. 26) einer Einstufung in die Wertstufe 3 / 

mittel. 

Archivfunktion – Die Böden weisen keine besondere Archivfunktion der Natur- oder 

Kulturgeschichte. Das Plangebiet liegt in einem Suchraum für schutzwürdige Böden – Böden 
mit besonderen Standorteigenschaften – extrem nasse Böden. Dies führt hinsichtlich der 

Archivfunktion jedoch nicht zu einer gesteigerten Bedeutung. Auch das bodenkundliche 
Netzdiagramm (NIBIS-Kartenserver) weist für alle Kategorien nur den geringsten Wert 1 aus. 

Klimafunktion – Die Klimafunktion des Bodens ist der Stufe 2 / gering zuzuordnen (vgl. Tabelle 

8 GeoBerichte 26). Das bodenkundliche Netzdiagramm weist für das Gebiet eine hohe 
Kühlleistung aus (Stufe 5), was auf die angenommene hohe Bodenfeuchte zurückzuführen ist. 

Die punktuell bei der Baugrunduntersuchung angetroffenen Torflinsen machen keine 
wesentlich abweichende Bewertung erforderlich. Es handelt sich um wenig mächtige 

Schichten, denen keine erhöhte Bedeutung als Kohlenstoffspeicher zuzusprechen ist. 

Basierend auf den Einzelbewertungen wird, ebenfalls entsprechend der 

Bewertungssystematik des LBEG, eine Gesamtbewertung vorgenommen. Mit 
Einzelbewertungen von 1 x Wertstufe 5 (Lebensraumfunktion), und je einmal Wertstufe 1, 2 
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und 3 ergibt sich eine zusammenfassende Bewertung der Stufe 4 – regional hohe 
Schutzwürdigkeit (vgl. Tabelle 9 GeoBerichte Nr. 26). 

Lebensraumfunktion – Zur Lebensraumfunktion, insbesondere zu Böden mit besonderen 
Standorteigenschaften, führt das LBEG14 folgendes aus: 

• Böden mit besonderen Standorteigenschaften, wie z. B. besonders trockene, besonders 

nährstoffarme, besonders feuchte oder besonders saure Böden, werden zudem zunehmend an die 

Anforderungen der industrialisierten Landwirtschaft angepasst. Mit Hilfe von 

Meliorationsmaßnahmen wird versucht, möglichst einheitliche Wachstumsbedingungen für die 

Feldfrüchte bereitzustellen. Bei der Erstellung der BK 50 wurde die Annahme getroffen, dass alle 

feuchten und nassen Böden unter landwirtschaftlicher Nutzung melioriert sind und das Grund- 

oder Stauwasser in der Regel durch Dränung abgeführt wird. Diese und weitere anthropogene 

Überprägungen haben den Verlust der typischen Bodeneigenschaften dieser Standorte zur Folge 

und führen zu einer Verminderung der Boden- und Standortvielfalt, was einen Rückgang 

spezialisierter Arten nach sich zieht. Insgesamt sind Böden mit besonderen Standorteigenschaften 

dadurch seltener geworden. 

Eine entsprechende Vorbelastung ist im Plangebiet plausibel. Die als Acker intensiv 
bewirtschafteten Bereiche werden mittels angrenzender Gräben entwässert, so dass gerade 
hinsichtlich der Standorteigenschaft der extrem feuchten Böden von Anpassungen 

auszugehen ist. Da die Fläche trotz einer ausgewiesenen sehr geringen natürlichen 

Bodenfruchtbarkeit bewirtschaftet wird, ist auch von weiteren Anpassungen zugunsten einer 
landwirtschaftlichen Nutzbarkeit auszugehen. Hinsichtlich der nach Kartenlage als sehr hoch 
bewerteten Lebensraumfunktion sind somit Vorbelastungen festzustellen. 

Vorbelastung aufgrund vorheriger Nutzung –Der Boden landwirtschaftlicher Nutzflächen 
kann aufgrund des Befahrens mit schweren Maschinen, Bodenumbruch sowie dem 

regelmäßig anzunehmenden Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln grundsätzlich als 

vorbelastet angesehen werden. Sowohl die natürlichen Bodenfunktionen sowie die 
Bodenzusammensetzung werden durch moderne Bewirtschaftungsverfahren regelmäßig 
beeinflusst. 

Im Bereich der Zufahrt (bisher im benachbarten Bebauungsplan festgesetzt), die schon heute 
als Zuwegung zur Ackerfläche sowie zum Unterhaltungsweg des Grabens dient, ist durch das 

Befahren mit Fahrzeugen von Vorbelastungen in Hinblick auf die Bodenverdichtung 
auszugehen. 

Sulfatsaure Böden – Im Kartenserver ist für den Bereich von 0-2 m eine Verdachtsfläche für 

das mögliche Vorkommen sulfatsaurer Böden angegeben: 

• kalkhaltiges Material über potenziell sulfatsaurem Material, natürliches oder anthropogenes, 

kalkhaltiges Material über Material mit hohen Schwefelgehalten (lagunäre oder stark humose, 

tonreiche Sedimente); z.T. über Hoch- oder Niedermoortorfen. Massnahme: flächige Erkundung 

mit engem Raster und tiefenorientiert 

Für Tiefen unterhalb von 2 m wird angegeben: 

• schwefelarmes, verbreitet kalkhaltiges Material, junges schwefelarmes, verbreitet kalkreicheres 

Material; Ablagerungen der jung eingedeichten Gebiete (Groden ab dem 17. Jh.), schluffig-

feinsandige kalkhaltige Wattablagerungen, schwefelarme fluviatile Ablagerungen im Bereich des 

Tiderückstaus. Massnahme: Erkundung nur in Ausnahmefällen sinnvoll. 

Die Gemeinde hat eine Untersuchung durchführen lassen, um die im Gebiet anzutreffenden 
Böden auf mögliche Vorkommen sulfatsaurer Böden zu überprüfen15. 

 
14 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG): GeoBerichte Nr. 26, 2020 

15  Rasteder Erdbaulabor GmbH und Co. KG: Geotechnischer Bericht Erweiterung Gewerbegebiet „Bunde-

West“, Projekt-Nr. 25.192, 23.05.2025 / Böker und Partner: Erweiterung des Gewerbegebiet Bunde-West, 

Abfallrechtliche und bodenschutzrechtliche OU Stellungnahme, 17.06.2025 

Vorbelastungen 
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Für die Untersuchung auf sulfatsaure Eigenschaften wurden an vier Proben die 
Säureneutralisierungskapazität SNK und das Säurebildungspotential SBP im Labor bestimmt. 

Im Ergebnis kommt die Untersuchung zu der Bewertung, dass keine Hinweise für potentiell 
sulfatsaure Eigenschaften des tieferen Untergrundes vorliegen. 

Bodenschadstoffe –Zudem wurden bei der Untersuchung des Bodens drei Mischproben aus 
dem Oberboden erstellt und gemäß BBodSchV auf die Vorsorgewerte untersucht. Die 

Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass die Vorsorgewerte und derer 70% (für 
landwirtschaftliche oder ackerbauliche Folgenutzungen) eingehalten werden. Das Material 

kann, bezogen auf Schadstoffgehalte, uneingeschränkt als Oberboden zur Herstellung einer 
durchwurzelbaren Bodenschicht verwendet werden. Auch eine Überprüfung gemäß EBV BM-
0 ergab leidglich leicht erhöhte TOC-Gehalte natürlichen Ursprungs, so dass nach Gutachtern 

eine Verwertung als BM-0 möglich ist. Bodenverunreinigungen oder Schadstoffeinträge sind 
damit nicht festgestellt worden. 

Der § 1 BBodSchG führt aus: 

• „Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie 

seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden 

werden.“ 

Die Planung ermöglicht eine Überformung des Gebiets. Für weite Teile des Gebiets wird eine 

GRZ von 0,7-0,8 festgesetzt, so dass der deutlich überwiegende Teil des Areals überformt 
werden kann. Damit ermöglicht die Planung erhebliche Eingriffe in das Schutzgut Boden, die 

sich auf die Bodenfunktionen (§ 2 Abs. 2 BBodSchG) auswirken können. 

Als erheblicher Eingriff im Sinne des Bodenschutzes ist prinzipiell zu werten, wenn die 
natürlichen Bodenstrukturen durch Bodenaustausch grundlegend gestört bzw. zerstört 

werden. Mit dem bei Bauvorhaben in der Regel zu erwartenden Bodenabtrag und Auftrag 
neuen Bodens bzw. der Überdeckung des vorhandenen Bodens mit Material, das häufig 

andere Eigenschaften als der bestehende Boden aufweist, können in Abhängigkeit von Art und 
Mächtigkeit der Überdeckung die ursprünglichen bzw. bisherigen Funktionen des Bodens 

erheblich beeinträchtigt werden. Verdichtung und Versiegelung lösen ebenfalls 
Beeinträchtigungen aus. 

Lebensraumfunktion – Wesentliche Teile der Fläche können in Folge der Planung für eine 
Bebauung herangezogen werden, womit die Lebensraumfunktionen 

(Biotopentwicklungspotential, natürliche Bodenfruchtbarkeit) entfallen. Auf den 
verbleibenden, nicht überbaubaren Grundstücksbereichen ist untergeordnet vom Entstehen 

von Grünflächen, z. B. auch für die Versickerung von Oberflächenwasser, auszugehen, 

insgesamt nehmen diese jedoch einen sehr geringen Anteil des Gebiets ein. Entlang der 

Autobahn ist die Anlage eines 15 m breiten Gehölzsaums vorgesehen, in diesem Bereich, der 

weitgehend einer naturnahen Entwicklung zu überlassen ist, ist von einem Erhalt der 
Lebensraumfunktionen auszugehen bzw. sogar einer Verbesserung gegenüber der 

landwirtschaftlichen Nutzung. In der Summe kommt es hier jedoch zu erheblichen 
Beeinträchtigungen der Lebensraumfunktionen. 

Naturnähe – Aufgrund der intensiven Ackerbewirtschaftung wird dem Boden bisher eine 

mittlere Wertigkeit (Wertstufe 3) zugesprochen. Industrie- und Gewerbeflächen sind 

hinsichtlich ihrer Naturnähe einer Wertstufe 1 zuzuordnen (sehr gering), so dass es hier in 
Folge der Planung zu einer Verschlechterung kommt. 

Archivfunktion, Klimafunktion – Aufgrund der geringen festgestellten Wertigkeiten löst die 
Planung hier keine erheblichen Veränderungen oder Beeinträchtigungen aus. Die 

Kühlleistung des Bodens wird in Zuge von anzunehmender, weiterer Entwässerung und 

Überbauung beeinträchtigt. 

Auswirkungen 
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Bodenverdichtung – Auf überbauten / versiegelten Bereichen ist regelmäßig von einer 
weitgehenden Beeinträchtigung der natürlichen Bodenfunktionen auszugehen. Dem könnte 

nur durch eine geringere GRZ vorgebeugt werden. 

Neben den bebauten Bereichen kann es auch durch das Befahren mit Baufahrzeugen und das 

Anlegen von Bauwegen und Lagerplätzen in der Bauphase zu Bodenverdichtungen in den 
nach Bebauungsplan von Bebauung freizuhaltenden Bereichen des Plangebiets kommen. Der 

Bebauungsplan kann hierzu keine Minderungsmaßnahmen vorsehen. Durch ein 
ordnungsgemäßes Baustellenmanagement bzw. Boden ist jedoch eine Minimierung dieser 

Eingriffe möglich. Entsprechende Maßnahmen sind entsprechend der Vorgaben des 
BBodSchG und der BBodSchV bei allen Planvorhaben umzusetzen. Diese Regelwerke sind bei 
allen Vorhaben planungsunabhängig anzuwenden. 

Schadstoffeinträge – Bau- und betriebsbedingt könnte es beispielsweise durch Maschinenöl 
zu Schadstoffeinträgen kommen. Für die eingesetzten Baumaschinen und ihre Techniken 

sowie die gewerblichen Vorhaben sind der Stand der Technik und die Einhaltung der aktuellen 
Gesetze, Vorgaben und Richtlinien anzunehmen. Die Gefahr von Einträgen kann so auf ein 
Minimum reduziert werden bzw. ist im Sinne einer ordnungsgemäßen Betriebsführung 
sicherzustellen. Weiterhin ist ein mögliche Schadstoffeintrag von winterlichen 

Räumdienstarbeiten zu nennen, was die Salinität des Bodens zunehmen lässt. 

Die vorgenommenen Untersuchungen zeigen, dass im Gebiet weder Böden mit sulfatsauren 

Eigenschaften noch sonstige Bodenverunreinigungen festgestellt wurden. Eine 
Weiternutzung der Böden ist daher grundsätzlich möglich. 

Die ordnungsgemäße Wiederverwendung bzw. Entsorgung von Böden mit oder ohne 

Schadstoffbelastung ist nicht Teil der Bauleitplanung, sondern kann nur eingriffsbezogen im 

Zuge des Baustellenmanagements erfolgen. Die geltenden Rechtsvorgaben sind unabhängig 
der Bauleitplanung zu berücksichtigt. 

In der vorliegenden Baugrunduntersuchung wird eine genaue Beschreibung der im Gebiet 

angetroffenen Böden vorgenommen und Hinweise zum Umgang mit diesen im Falle einer 

Bebauung bzw. von Bodenarbeiten gegeben. U. a wird angeraten, in zu bebauenden 
Bereichen einen Bodenaustausch bis auf den anstehenden Feinsand vorzunehmen. Die 
Hinweise des Berichts sollen bei allen Bodenarbeiten berücksichtigt werden. Individuell ist zu 

prüfen, in wieweit weitere Erkundungen notwendig sind, um die kleinteiligen 

Bodenverhältnisse vorhabengenau im erforderlichen Detaillierungsgrad zu ermitteln. 

Aus bodenschutzfachlicher Sicht sollten bei allen baulichen Vorhaben geeignete Maßnahmen 
zur Vermeidung und Verminderung von Bodenbeeinträchtigungen vorgesehen werden. 

Vorhandener Oberboden sollte aufgrund § 202 BauGB vor Baubeginn abgetragen und einer 

ordnungsgemäßen Verwertung zugeführt werden. Im Rahmen der Bautätigkeiten sollten 

einige DIN-Normen aktiv Anwendung finden (v. a. DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und 
Durchführung von Bauvorhaben, DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau -
Bodenarbeiten, DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial). 

Um dauerhaft negative Auswirkungen auf die von Bebauung freizuhaltenden Bereiche zu 

vermeiden, sollte der Boden im Bereich der Bewegungs-, Arbeits- und Lagerflächen durch 
geeignete Maßnahmen (z. B. Überfahrungsverbotszonen, Baggermatten) geschützt werden. 
Boden sollte im Allgemeinen schichtgetreu ab- und aufgetragen werden. Die Lagerung von 
Boden in Bodenmieten sollte ortsnah, schichtgetreu, in möglichst kurzer Dauer und 

entsprechend vor Witterung geschützt vorgenommen werden (u. a. gemäß DIN 19731). 
Außerdem sollte das Vermischen von Böden verschiedener Herkunft oder mit 

unterschiedlichen Eigenschaften vermieden werden. 

In der Bauleitplanung bestehen keine Festsetzungsmöglichkeiten, um diese Maßnahmen 

verbindlich vorzuschreiben. Der Bebauungsplan ist als Angebotsbebauungsplan gefasst und 
bestimmt somit nicht abschließend, welche Vorhaben umgesetzt werden, wie diese genau auf 

Maßnahmen zur 

Vermeidung und 

Verminderung 
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den Baugrundstücken verortet werden, in welchem Zeitraum sie realisiert werden usw. Die 
einzuhaltenden Regelungen (siehe u. a. oben genannte DIN-Normen) müssen vorhabengenau 

ermittelt und bestimmt werden und sind planungsunabhängig einzuhalten. 

Bei Nichtdurchführung der Planung blieben die Bodensituation und die Bodenfunktionen 

unverändert. 

2.1.5 Schutzgut Wasser 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB) 

Zur Bestandsbeschreibung des Schutzgutes Wasser werden das Niedersächsische 
Bodeninformationssystem (NIBIS-Kartenserver16) des Landesamts für Bergbau, Energie und 
Geologie sowie der niedersächsische Umweltkartenserver des Niedersächsisches Ministerium 

für Umwelt, Energie und Klimaschutz (Umweltkarten Niedersachsen17) ausgewertet. Die 
nachfolgenden Auswertungen entsprechen dem Informationsstand 12/2024. 

Abb. 14 Grundlagendaten laut NIBIS-Kartenserver und Umweltkarten Niedersachsen (12/2024) 

Parameter NIBIS-Kartenserver / Umweltkartenserver 

Grundwasserstand u. GOK Mittlerer Grundwasserhochstand 2 dm u. GOF (abgesenkt) 

Mittlerer Grundwassertiefstand 5 dm u. GOF (angehoben) 

Grundwasseroberfläche >-2,5 bis 0 m NHN 

Schutzpotenzial der 

Grundwasserüberdeckung 

hoch 

Grundwasserneubildung Grundwasserzehrung 

Schutzgebiete Grundwasser Nein 

Überschwemmungsgebiete (§ 76 

WHG) 

Nein 

Risikogebiete außerhalb 

festgesetzter ÜSG (§ 78b WHG) 

Nein 

Küstengebiete Ja – Küstengebiet Ems 

Hinterdeichs gelegene Fläche mit Überflutungsgefahr im Falle 

des Versagens von Hochwasserschutzeinrichtungen 

(Darstellung in den Hochwassergefahrenkarten Küstengebiet 

Ems, Blatt 16) 

Baugrunduntersuchung – Im Zuge der vorgenommenen Baugrunduntersuchung18 wurden 

die örtlichen Grundwasserstände im offenen Bohrloch eingemessen (April 2025). 

Unterirdisches Wasser wurde als Schichtenwasser im Klei in einer Tiefe von 0,9-1,6 m 
(entsprechend -1,10-1,61 m NHN) angetroffen. Die Untersuchung merkt an, dass sich in 

niederschlagreichen Zeiten auf dem wenig durchlässigen Klei Stauwasser bis zur Oberkante 

des Geländes bilden kann. 

Gewässer – Am nördlichen und östlichen Gebietsrand verlaufen kleinere, unklassifizierte 
Entwässerungsgräben. 

Oberflächenentwässerung – Das anfallende Oberflächenwasser versickert derzeit auf den 

landwirtschaftlichen und sonstigen unversiegelten Flächen. 

  

 
16 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie Niedersachsen (LBEG): Niedersächsische 

Bodeninformationssystem (NIBIS-Kartenserver), URL: https://nibis.lbeg.de/cardomap3/, laufend 

aktualisiert, ausgewertet 12/2024 

17 Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz: Umweltkarten Niedersachsen, URL: 

https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/Umweltkarten/, ausgewertet 12/2024 

18 Rasteder Erdbaulabor GmbH und Co. KG: Geotechnischer Bericht Erweiterung Gewerbegebiet „Bunde-

West“, Projekt-Nr. 25.192, 23.05.2025 
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Bei intensiver Bewirtschaftung von landwirtschaftlichen Flächen, gerade auch entlang offener 
Gräben, kann es immer zu Nährstoffeinträgen kommen, die als Vorbelastung zu bewerten 

sind. 

Die landwirtschaftlichen Flächen werden über kleine, randliche Gräben entwässert, die im 

Plangebiet anfallendes Oberflächenwasser anteilig in die nächstgelegen Vorflut abführen. 

Die Baugrunduntersuchung führt aus, dass für den im Plangebiet angetroffenen Klei (siehe 

auch Kapitel 2.1.4) erfahrungsgemäß von einer mittleren Durchlässigkeit von kf = 1,0 x 10-7 bis 
1,0 x 10-8 m/s in der gesättigten Zone auszugehen ist. Auf dem wenig durchlässigen Klei kann 

es grundsätzlich zu einer Stauwasserbildung kommen. Die Versickerung von 
Oberflächenwasser ist daher am Standort nicht möglich. 

Die Planung bereitet die erstmalige bauliche Inanspruchnahme einer bislang unversiegelten 

Ackerfläche vor. Dies kann erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser haben. 

Es liegt ein Oberflächenentwässerungskonzept vor, das beschreibt, mit welchen Maßnahmen 

erhebliche Auswirkungen abgemindert bzw. vermieden werden können. 

Nach den Darlegungen des Konzepts ist eine Versickerung im Plangebiet nicht realisierbar. 
Zwar stellt dies die nach WHG vorzuziehende Maßnahme zum Umgang mit anfallendem 
Oberflächenwasser dar, die festgestellten hohen Grundwasserstände sowie die im Plangebiet 

anstehenden gering durchlässigen, schluffig geprägten Bodenschichten stehen dem 
entgegen. 

Stattdessen soll ein Regenrückhaltebecken am südöstlichen Rand des Plangebiets hergestellt 
werden. Abgestimmt auf die Größe der maximal im Gebiet versiegelten Flächen sowie die 

angenommenen Regenmengen wird das erforderliche Rückhaltevolumen berechnet. Der 

Bebauungsplan sieht eine ausreichend dimensionierte Fläche vor, um diese 

Rückhalteeinrichtung zu realisieren. Innerhalb der Fläche bzw. im Bereich der Zuleitung zu 
dieser kann auch eine Vorbehandlung des voraussichtlich belasteten Wassers der 

Gewerbeflächen stattfinden. Aus dem Becken soll eine gedrosselte Ableitung in den 

angrenzenden Graben stattfinden. Damit werden die ansonsten erheblichen Auswirkungen 

auf das Schutzgut Wasser deutlich abgemindert. Im Gegensatz zu einer natürlichen 
Versickerung können sich leichte Auswirkungen auf den natürlichen Wasserhaushalt und die 

Grundwasserneubildung im Gebiet ergeben, aufgrund der Bodenverhältnisse ist dies jedoch 
im Planfall alternativlos. 

Die angrenzenden Gräben werden nachrichtlich in den Plan übernommen. Begleitend werden 

Grünflächen als Gewässerrandstreifen festgesetzt. Damit ist der langfristige Schutz der 
Gräben sichergestellt. Die Bewirtschaftung kann jederzeit erfolgen. Ein kleiner Teilabschnitt 

eines Grabens im nordwestlichen Plangebiet wird überplant und soll aufgehoben werden. Es 

handelt sich um einen untergeordneten Grabenabschnitt, der aktuell der Entwässerung der 

Ackerfläche dient und dem aus wasserwirtschaftlicher Sicht keine weitere Funktion zukommt. 
Durch die Überplanung ergeben sich keine Auswirkungen auf das Gewässernetz. 

Die in Folge der Planung ermöglichten Beeinträchtigungen auf das Schutzgut Wasser sind als 

geringfügig zu bewerten. 

Bei Nichtdurchführung der Planung bleibt die Ackerfläche unversiegelt und die 
Oberflächenentwässerung durch Versickerung weiterhin gewährleistet. Bei den um das 
Plangebiet verlaufenden Gräben ist von deren Erhalt und einer üblichen Bewirtschaftung 
auszugehen, wobei im Zuge landwirtschaftlicher Nutzungen eine Anpassung der 

Entwässerungsstrukturen nie gänzlich ausgeschlossen ist. 

Vorbelastungen 

Auswirkungen 

Null-Variante 
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2.1.6 Schutzgüter Luft und Klima 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB) 

Der Landkreis Leer liegt vollständig in der klimaökologischen Region „Küstennaher Raum“ 
und ist durch gemäßigtes Seeklima geprägt. Beeinflusst wird das Klima durch feuchte 
Nordwestwinde von der Nordsee. Die direkte Nähe zur Nordsee und die überwiegende 
Luftzufuhr aus westlichen Richtungen bewirken ein maritimes Klima, welches durch relativ 

niedrige Temperaturschwankungen im Tages- und Jahresverlauf, hohe Luftfeuchtigkeit sowie 
häufige Bewölkung und Nebelbildung geprägt ist. Es herrschen mäßig warme Sommer und 
milde Winter. Die durchschnittliche Temperatur liegt bei 9,4 °C für das Festland. Niederschläge 
verteilen sich gleichmäßig über das ganze Jahr und erreichen im Jahr rd. 823 mm. Innerhalb 

der klimaökologischen Region herrschen ganzjährig gute Austauschbedingungen, die zu 

seltenen und wenig intensiven bioklimatischen Belastungssituationen führen. 

Lufthygienische Belastungen beschränken sich auf räumlich eng begrenzte Bereiche mit 
besonders hohen Emissionen in Stadtstrukturen.19 

Für die Gemeinde Bunde und den Landkreis Leer liegen keine Luftreinhaltepläne oder 

Klimaschutzkonzepte vor. 

Bezüglich der Klimafunktionen des Schutzguts Boden wird auf das Kapitel 2.1.4 verwiesen. 

Im Westen begrenzt die Autobahn A 280 das Plangebiet, die in Hinblick auf das Schutzgut Luft 

Vorbelastungen durch Feinstaubbelastungen bewirken kann. Auch bei der Bewirtschaftung 

landwirtschaftlicher Flächen sind solche Belastungen nicht auszuschließen. 

Das nördlich angrenzende Gewerbegebiet schafft Vorbelastungen für das (Klein-)Klima. Die 
dortige Bebauung und die zum Teil hohe Versiegelung lassen bautypische Auswirkungen 

erwarten. 

Infolge der Planung können sich auf der erstmalig für eine Bebauung vorgesehenen Fläche 

lokalklimatische Veränderungen einstellen. Mit den getroffenen Festsetzungen von 
Gewerbegebieten (GE) ist von einer Versiegelung (einschließlich Bebauung) von bis zu 80 % 
der Fläche auszugehen. Bautypisch kann aufgrund von Versiegelungen kein Wasser mehr aus 

dem Boden verdunsten, was beispielsweise zur Kühlung der Luft beiträgt. Es ist von höheren 

Temperaturen und geringerer Luftfeuchtigkeit auszugehen, insbesondere da der 

Kühlfunktion des Bodens (siehe Kapitel 2.1.4) bisher eine sehr hohe Funktionsfähigkeit 
zugesprochen wird. Die Effekte können als bautypisch bewertet werden. Für gewerbliche 

Vorhaben mit hohen Versiegelungsgraden sind aufgrund der intensiven 
Flächeninanspruchnahme immer deutliche Veränderungen gegenüber dem unbebauten 

Zustand anzunehmen. 

Es ist nicht erkennbar, dass es zu spezifischen lokal erheblichen Auswirkungen kommt. Es 

verbleiben angrenzend weiterhin große Freiflächen, die zur Kühlung beitragen. Dennoch 
wirken sich alle neu bebauten Flächen kumulativ nachteilig auf das Schutzgut Klima aus. 

Bei Nichtdurchführung der Planung wären für die Schutzgüter Luft und Klima keine 

Veränderungen gegenüber dem heutigen Zustand zu erwarten. 

2.1.7 Schutzgut Landschaftsbild 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB) 

Der Landkreis Leer ist der naturräumlichen Region „Ostfriesisch-Oldenburgische Geest“ 
zuzuordnen. Die Geestgebiete werden weitgehend als Acker- und Grünland genutzt, 
eingestreut sind einige meist forstwirtschaftlich genutzte Waldflächen. Landwirtschaftliche 

Flächen werden durch ein Netz an Wallhecken gegliedert.20 

 
19  Landschaftsrahmenplan (LRP), Kapitel 1.4 Klimaökologische Region, Landkreis Leer, 2021 

20  Landschaftsrahmenplan (LRP), Kapitel 3.4.1 Bioklimatischer Aspekt, Landkreis Leer, 2021 
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Das Plangebiet liegt in der naturräumlichen Region „Watten und Marschen“. Es ist der 
naturräumlichen Haupteinheit „Emsmarschen“ und der Untereinheit „Bunder Polder“ 

zugehörig. 

Der Naturraum Watten und Marschen wird durch Landgewinnung mittels Eindeichung 

innerhalb der letzten Jahrhunderte geprägt. Für den „Bunder Polder“ wird ausgeführt, dass 
ältere Deiche weiterhin als Sommerdeiche vorhanden sind und als kulturhistorische wertvolle 

Zeugnisse landschaftsprägende Auswirkungen im flachen Gebiet der Polderlandschaften 
einnehmen. Die Poldergebiete werden überwiegend ackerbaulich, die angrenzenden 

Marschen als Grünland genutzt.21 

Der Landschaftsrahmenplan schreibt dem Landschaftsbild (mit Bedeutung für das 
Landschaftserleben) innerhalb des Plangebiets und großflächig in den umliegenden 

Bereichen eine mittlere Bedeutung zu. 

Die westlich gelegene Autobahn A280 stellt eine deutliche Zäsur der Landschaft dar. Rund 200 

m südlich des Plangebiets wird diese von einer Überführung gequert, der aufgrund ihrer 
notwendigen Höhe eine weitere, klare Trennwirkung innerhalb der ansonsten recht offenen 
und weitläufigen Landschaft zukommt. Der Landschaftsrahmenplan des LK Leer weist 
übereinstimmend aus, dass das Plangebiet in einem durch die Autobahn beeinträchtigten 

Bereich liegt, der zudem einer entsprechenden Lärmbelastung ausgesetzt ist.22 

Im Norden besteht mit dem benachbarten Gewerbegebiet großflächige Bebauung und 

Versiegelung. 

Im Plangebiet finden sich keine landschaftsbildtypischen Strukturen wie prägende 

Gehölzbestände, landschaftstypische Grünlandnutzung oder ähnliches. 

Die Planung betrifft einen aufgrund der Autobahn und der vorhandenen Gewerbeflächen 

hinsichtlich des Landschaftsbilds vorbelasteten Standort. Es wird eine bauliche Entwicklung 
vorbereitet, die in ihrer baulichen Ausprägung dem nördlich angrenzenden Gebiet 

entsprechen wird. Es entstehen keine gänzlich neuen oder untypischen Strukturen, sondern 

es wird eine bestehende Nutzung fortgeführt. 

Durch die Planung werden keine wichtigen Sichtachsen zerstört. Das überplante Gebiet dient 
nicht der landschaftsbezogenen Erholung und weist keine Spazier- oder Radwege auf. Die 

Autobahn stellt schon heute eine deutlich wahrnehmbare Landschaftszäsur dar. 

Parallel zur Autobahn ist das Anlegen eines Gehölzsaums vorgesehen. Mittelfristig wird so die 

Wahrnehmbarkeit des Gebiets aus der Blickrichtung der Autobahn abgemindert, aber auch 

aus dem Gebiet heraus die Sichtbarkeit der Autobahn eingegrenzt. Der nördlich angrenzende 
Bebauungsplan sieht eine identische Festsetzung vor. 

Insgesamt fallen die Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild gering aus und sind als 

nicht erheblich einzustufen. 

Bei Nichtdurchführung der Planung wären keine wesentlichen Veränderungen auf das 
Schutzgut Landschaft zu erwarten. 
  

 
21  Landschaftsrahmenplan (LRP), Kapitel 1.7 Naturräumliche Untereinheiten (Landschaftseinheiten), 

Landkreis Leer, 2021 

22  Landschaftsrahmenplan (LRP), Karte 2 Landschaftsbild, Landkreis Leer, 2021 
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2.1.8 Schutzgut Mensch 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB) 

Das Plangebiet ist unbebaut. Es finden sich weder schutzbedürftige Nutzungen, noch 
potentielle Emissionsquellen im Plangebiet. 

Gerüche – Im weiteren Umfeld des Plangebiets bestehen Hofstellen mit Tierhaltung, die 
jedoch deutliche Abstände einhalten, so dass nicht von erheblichen Vorbelastungen 

auszugehen ist. 

Nach Hinweisen im Zuge der frühzeitigen Beteiligung wurden die Betriebe im näheren Umfeld 
vertiefend überprüft. Für fünf nach Aktenlage als tierhaltende Betriebe liegen weder 
Tierzahlen vor, noch wurden seitens des Landkreises Baugenehmigungen ausgesprochen 

oder Genehmigungen mit Angaben zu Tierplätzen behandelt. Die Betriebe liegen südlich bis 
östlich des Plangebiets und halten Abstände von minimal 250-470 m ein. Sie liegen außerhalb 

der Hauptwindrichtung. Auch der Gemeinde sind hier keine jüngeren Entwicklungen 
(Stallbauten o. ä.) bekannt. Nach Luftbildauswertung sind keine größeren Stallanlagen, 
Silageflächen oder sonstige Einrichtungen erkennbar, die auf größere Tierbestände 

hinweisen. Im Zusammenspiel von fehlender baulicher Ausstattung, der Lage außerhalb der 

Hauptwindrichtung und der regelmäßig größeren Nähe der Anlagen zu anderen Wohnlagen, 
insb. zum Ortsrand, sind keine relevanten Hinweise auf Vorbelastungen erkennbar. 

Ein weiterer, aktiver landwirtschaftlichen Betrieb mit genehmigten Tierplätzen liegt rund 150 

m östlich des Änderungsbereichs. Auf Nachfrage der Gemeinde teilte der Betrieb mit, dass hier 

weniger als 300 Legehennen gehalten werden. Bei dieser geringen Zahl, ebenfalls außerhalb 
der Hauptwindrichtung gelegen, sind keine relevanten Vorbelastungen zu erwarten. 

Gewerbelärm – Im nördlich des Plangebiets gelegenen Bestandsbebauungsplan sind 
Festsetzungen zum zulässigen Emissionsverhalten der dortigen Gewerbegebiete festgesetzt. 

Es sind flächenbezogene Schallleistungspegel (Höchstzulässige Schallemissionen je m² 
Grundstücksfläche in dB(A) als Tag- und Nachtwert) ausgewiesen, die auf den angrenzenden 
Flächen bei 67,5 / 52,5 liegen. Damit wirkt schon heute Gewerbelärm in 

gewerbegebietstypischer Höhe auf das Plangebiet ein. Zudem bestehen im Umfeld des 

Plangebiets Windenergieanlagen, die ebenfalls in erheblicher Höhe auf das Plangebiet 

einwirken können. 

Verkehrslärm – Westlich an das Plangebiet angrenzend verläuft die Autobahn A 280. Die 

Verkehrsmengenkarte Niedersachsen gibt ein tägliches Verkehrsaufkommen von 5700 KFZ-
Bewegungen pro Tag an, davon 1800 im Schwerverkehr.23 Die Geschwindigkeit ist auf Höhe 

des Plangebiets unbeschränkt. Damit ist das Gebiet in Bezug auf Verkehrslärmimmissionen 

als vorbelastet anzusehen. 

Auf Grundlage dieser Verkehrszahlen (2021) wurde in einer schalltechnischen Untersuchung24 
eine Berechnung des einwirkenden Verkehrslärms vorgenommen. Da die Verkehrszahlen 

vermutlich bedingt durch die zum Erhebungszeitraum vorherrschende Corona-Pandemie und 

die damit verbundenen Einschränkungen im Grenzverkehr Deutschland-Niederlande seitens 
der Gutachter als potentiell zu gering eingestuft wurden, wurde der Wert nach oben korrigiert. 

Zudem wird ein Zuschlag für die anzunehmende Verkehrsentwicklung bis zum Jahr 2040 
berücksichtigt. Es werden Geschwindigkeiten von 130 km/h für PKW und 90 km/h für den 

Schwerlastverkehr angesetzt. 

 
23  Verkehrsmengenkarte Niedersachsen, niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 

(NLStBV), 2021 

24 Ingenieurbüro für Energietechnik und Lärmschutz IEL – Schalltechnische Stellungnahme im Rahmen der 

Bauleitplanung für die Aufstellung des B-Planes Nr. 02.42 „Erweiterung Gewerbegebiet Bunde-West“, 

Gemeinde Bunde, Bericht-Nr.: 5380-25-L1, 26.06.2025 

Bestand 

Vorbelastung 
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Basierend auf diesen Ausgangswerten kommt die schalltechnische Untersuchung zu dem 
Ergebnis, dass die zulässigen Orientierungswerte in den Tages- und Nachtzeiträumen 

teilweise überschritten werden (überprüft für Tag und Nacht sowie Erdgeschosse und 
Obergeschosse). Die Höhe der Überschreitungen ist in der schalltechnischen Untersuchung in 

Kartenform dargestellt. Erwartungsgemäß sind die der Autobahn am nächsten gelegenen 
Flächen am stärksten betroffen. 

Bodenschadstoffe – Im Plangebiet wurde eine Untersuchung der Böden auf das mögliche 
Vorkommen von Schadstoffen und potentiell sulfatsaure Eigenschaften vorgenommen25. 

Dabei wurden keine Feststellungen gemacht. 

In der schalltechnischen Untersuchung wurden für die geplanten Gewerbegebiete (GE) 
flächenhaft folgende gewerbegebietstypischen Werten angesetzt: 

• Tag: 67,5 dB(A) / Nacht: 52,5 dB(A) (Schallemissionskontingent FSP). 

Als relevante Immissionsorte wurden die dem Plangebiet nächstgelegenen Wohngebäude 

(Bundeneuland 2A / Neuschanzer Straße 51, Schutzanspruch MD/MI) sowie zwei Punkte am 
östlich gelegenen Siedlungsrand der Gemeinde (Tjüchenring 28 / Dollartstraße 5, 
Schutzanspruch WA) angesetzt. 

Die daraus entstehenden Auswirkungen auf die Immissionsorte wurden überprüft. Die 

Berechnung zeigt, dass die zulässigen Orientierungswerte der DIN 18005 für Gewerbelärm an 

allen Immissionspunkten um mehr als 10 dB(A) unterschritten werden. Die Untersuchung 
kommt so zu der Beurteilung, dass die neu geplanten Flächen nicht zu schädlichen 
Umwelteinwirkungen in der bewohnten Nachbarschaft beitragen. Gemäß TA-Lärm Nr. 2.2 

befinden sich alle Immissionsorte damit auch außerhalb des Einwirkungsbereichs der neu 

geplanten Gewerbeflächen. Daher kann eine Betrachtung der Gesamtbelastung entfallen. 

Da die angesetzten Emissionskontingente als Festsetzungen in den Bebauungsplan 

übernommen werden, ist nicht von erheblichen Beeinträchtigungen durch Gewerbelärm 
auszugehen. 

Bezüglich der festgestellten Überschreitungen der Orientierungswerte für den Verkehrslärm 
werden im Bebauungsplan passive Schallschutz-Festsetzungen (Lärmpegelbereiche / 
Anforderungen zur Schalldämmleistung der Außenbauteile) getroffen. Damit ist 

sichergestellt, dass gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse innerhalb der Gebäude bestehen. 

Hinsichtlich landwirtschaftlicher Gerüche sind keine erheblichen Auswirkungen innerhalb des 

Plangebiets zu erwarten. Die im Umfeld bestehenden Betriebe weisen keine Anlagen oder 

Einrichtungen auf, die aufgrund der Tierzahlen oder Größe Beeinträchtigungen erwarten 
lassen. 

Mit den getroffenen Festsetzungen ist sichergestellt, dass Auswirkungen auf den Menschen so 

abgemindert werden, dass sie unterhalb der Erheblichkeitsschwelle liegen. 

Die vorhandenen Lärmimmissionen im Umfeld bleiben bei Nichtausführung der Planung 
unverändert bzw. unterliegen den allgemeinen Entwicklungen und Schwankungen 
(„Prognosenullfall“). 

  

 
25 Rasteder Erdbaulabor GmbH und Co. KG: Geotechnischer Bericht Erweiterung Gewerbegebiet „Bunde-

West“, Projekt-Nr. 25.192, 23.05.2025 / Böker und Partner: Erweiterung des Gewerbegebiet Bunde-West, 

Abfallrechtliche und bodenschutzrechtliche OU Stellungnahme, 17.06.2025 

Auswirkungen 
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2.1.9 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 d BauGB) 

Im Plangebiet sowie im direkten Umfeld sind keine Baudenkmäler verzeichnet. 
Archäologische Fundstätten sind im Bereich des Plangebiets nicht bekannt. Schutzwürdige 
Böden mit kulturgeschichtlicher Bedeutung wie z. B. Plaggeneschböden sind im Plangebiet 
nicht verzeichnet. 

Im Plangebiet wurde eine archäologische Prospektion26 durchgeführt. Außer einer 
Pfostenstandspur und Hinweisen auf einen vormaligen Graben wurden dabei keine Funde 
oder Befunde gemacht. Ein Vorkommen von archäologischen Funden kann nie grundsätzlich 
ausgeschlossen werden. Alle Funde müssen bei der zuständigen Behörde gemeldet werden. 

Es bestehen keine spezifischen Vorbelastungen bezogen auf das Schutzgut Kultur- und 
sonstige Sachgüter. Bei allen Bodenarbeiten kann es bereits in der Vergangenheit zu 

Beeinträchtigungen unterirdischer Fundstellen gekommen sein. 

Mit der Erweiterung des Gewerbegebiets in unmittelbarer Nachbarschaft zur Autobahn ist 
nicht von baulichen Entwicklungen auszugehen, die sich erheblich auf Kultur- und Sachgüter 

auswirken. Mit einer festgesetzten maximalen Gebäudehöhe von 15 m sind bauliche 

Entwicklungen in ihrer Größe nach oben begrenzt. In der direkten Umgebung bestehen keine 
Kulturdenkmäler, die von den zu erwartenden baulichen Entwicklungen erheblich 

beeinträchtigt werden können. 

Es ist wahrscheinlich, dass im Zuge der Bauvorbereitung umfangreiche Erdarbeiten 

durchgeführt werden, bei denen mögliche untertätige archäologische Fundstellen zu Tage 
treten können. Alle Funde sind meldepflichtig. 

Bei Nichtdurchführung der Planung wären keine wesentlichen Veränderungen auf das 
Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter zu erwarten. 

2.2 Bau-, anlagen-, betriebsbedingte Auswirkungen 

Bei dem vorliegenden Bebauungsplan handelt es sich um einen Angebotsbebauungsplan. Die 
konkrete Vorhabenplanung erfolgt gesondert und der Bauleitplanung nachgelagert, so dass 

keine spezifischen bau-, anlagen- und betriebsbedingten Auswirkungen aufgezeigt werden 

können. 

Mit der Darstellung gewerblicher Bauflächen bzw. der Festsetzung von Gewerbegebieten ist 
nicht in besonderem Umfang mit dem Entstehen von besonderen bau-, anlagen- und 

betriebsbedingten Emissionen oder Abfällen auszugehen. Sofern besonders Emissions- oder 
abfallintensive Betriebe am Standort angesiedelt werden sollen, kann dies nur 

vorhabenbezogen unter Berücksichtigung der jeweiligen Fachgesetze und Regelungen 
bewertet werden. 

Es ist zu erwarten, dass Gebäude im Neubaustandard modernen energetischen 
Anforderungen entsprechen. In Bezug auf die Nutzung von regenerativen Energien sowie der 

Energieeinsparung wird auf die bestehenden und zudem stetig fortentwickelten gesetzlichen 

Regelungen in ihrer jeweils gültigen Fassung verwiesen. Die Vorgaben der Niedersächsischen 
Bauordnung zur verpflichtenden Ausstattung von Dächern mit Photovoltaikanlagen (§ 32a 

NBauO) sind zu berücksichtigen. Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen, die einer 
energetisch optimierten Ausnutzung der Baugrundstücke entgegenstehen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 f 

BauGB). 

Mit der Planung werden keine Bauvorhaben ermöglicht, die eine besondere Anfälligkeit 

gegenüber schweren Unfällen oder Katastrophen aufweisen. Sofern innerhalb der 

 
26 Ostfriesische Landschaft: Projektbericht, Akt.Nr. OLAD 2025_037, Fst.Nr.: 2809/2:35, Bundeneuland, Ort: 

Bunde-West 20 
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Gewerbegebiet Betriebe mit besonderem Gefährdungspotential oder Störfallbetriebe 
entstehen sollen, müssen auf Ebene der Vorhabengenehmigung die notwendigen 

Sicherungsmaßnahmen nachgewiesen werden. (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 j BauGB). 

Im Bebauungsplan werden keine gesonderten Regelungen zu den einzusetzenden Techniken 

und Stoffen getroffen. Im Neubaustandard ist von der Anwendung zeitgemäßer technischer 
Standards und Materialien auszugehen (BauGB, Anlage 1, Nr. 2 b – hh). 

2.3 Wechselwirkungen 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 i BauGB) 

Es bestehen im Umfeld keine aktuellen Planungen oder Vorhaben, die zu berücksichtigen 
sind. Es kommt nicht zur Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter 

Plangebiete (BauGB, Anlage 1 – Nr. 2 b – f). 

Das Plangebiet liegt in einem Bereich, der in der Hochwassergefahrenkarte für das 

Küstengebiet Ems (Stand 31.12.2019, Kartenblatt 16)27 als hinterdeichs gelegener Bereich 
ausgewiesen ist, der in einem Extremfall überflutet werden kann. Die Karte verzeichnet für 
den Bereich potentielle Wassertiefen von > 4 m für geschützte Bereiche. Grundsätzlich kann 

in Folge des Klimawandels nicht ausgeschlossen werden, dass es vermehrt zu Hochwasser- 

und Überflutungsereignissen kommt. Allerdings handelt es sich um Risikoflächen, die den 
Extremfall eines Deichversagens abbilden. Die Gemeinde bzw. die zuständigen, 

übergeordneten Behörden stellen im Zuge ihrer Hochwasserschutzplanung sicher, dass 

jederzeit alle notwendigen Maßnahmen des Hochwasserschutzes – auch in Hinblick auf ggf. 

erkannte Anpassungserfordernisse in Folge des Klimawandels, umgesetzt werden (BauGB, 
Anlage 1 - Nr. 2 b – gg). 

Die auf die Schutzgüter bezogenen Auswirkungen betreffen ein stark vernetztes und 
komplexes Wirkungsgefüge. Die Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

untereinander und die Auswirkungen von Änderungen dieser Wechselwirkungen durch die 
Planung sind vielfältig. Zwischen den einzelnen Schutzgütern bestehen viele 
Wechselwirkungen. Eine Verstärkung von Umweltauswirkungen durch sich negativ 

verstärkende Wechselwirkungen ist im Plangebiet jedoch nicht erkennbar oder zu erwarten. 

Abb. 15 Übersicht über die Umweltauswirkungen 

Schutzgut Umweltauswirkungen  
Erheblichkei

t 

Pflanzen 

 Überformung der Bestandsbiotoptypen 

 Erhalt der randlichen Gräben 

 Neuanlage eines Gehölzstreifens entlang der Autobahn 
 

Tiere 

 Keine Auswirkungen auf Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

der Avifauna und Fledermäuse zu erwarten 

 Räumlich begrenzter Verlust von Nahrungshabitaten, 

vornehmlich für die Avifauna 

 Kleinteiliger Verlust von Grabenflächen (mögliche 

Amphibienhabitate), aber auch überwiegende Sicherung 

der Gräben im Plangebiet; 

 Neuanlage eines Gehölzstreifens entlang der Autobahn 

 

Fläche 
 Inanspruchnahme einer unbebauten, bisher 

landwirtschaftlich genutzten Freifläche 
 

Boden 

 Neue Versiegelung innerhalb der Bauflächen (bis zu 80%) 

führen zu Beeinträchtigung der natürlichen 

Bodenfunktionen, insb. der Lebensraumfunktion 
 

 
27 NLWKN: Hochwassergefahrenkarte HQextrem, Koordinierungsraum Untere Ems, Gewässer Küstengebiet 

Ems, M 1: 25.000, Kartenblatt 16 von 22, Stand 31.12.2019 
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Wasser 

 Neue Versiegelungen Bereich der Gewerbegebiete 

beeinflussen den Oberflächenabfluss 

 Entsprechend der Empfehlungen des Oberflächen-

entwässerungskonzepts können Auswirkungen mittels 

Rückhaltemaßnahmen weitgehend abgemindert werden 

 

Luft und Klima 
 Überplanung einer Freifläche 

 Allgemeine, bautypische Auswirkungen  
 

Landschaftsbild  Keine erheblichen Auswirkungen auf das Landschaftsbild - 

Mensch 

 Einwirkungen durch Verkehrslärm im Plangebiet die im mit 

einem Schallschutzgutachten aufgezeigt werden und 

potentielle Auswirkungen durch Gewerbelärm für die 

umliegenden Bewohner 

- 

Kultur-/ 

Sachgüter 
 Keine nachteiligen Auswirkungen - 

Negativ:  sehr erheblich /  erheblich /  wenig erheblich / - nicht erheblich 

Positiv: ••• sehr erheblich / •• erheblich / • wenig erheblich / - nicht erheblich 

 Maßnahmen zur Vermeidung / Verringerung / Ausgleich der Auswirkungen 
(§ 2 Abs. 4 BauGB, Anlage 1 – Nr. 2) 

3.1 Vermeidungsmaßnahmen / Planungsalternativen 
(BauGB, Anlage 1 – Nr. 2 d) 

Eine grundsätzliche Vermeidung bzw. ein Verzicht der Planung ist zur Umsetzung der 
städtebaulichen Ziele der Gemeinde nicht möglich. 

Die Gemeinde ist auf die Ausweisung weiterer gewerblicher Bauflächen bzw. Gewerbegebiete 

angewiesen. Die vorhandenen Flächen sind weitgehend in Nutzung bzw. für eine zeitnahe 
Nutzung vorgesehen, so dass im Sinne einer aktiven Gewerbe- und Flächenpolitik der Bedarf 
an zusätzlichen Ausweisungen erforderlich ist. 

Es ist geplant, diese als Erweiterung des vorhandenen Gewerbestandorts Bunde-West 

umzusetzen. So sollen Gewerbenutzungen auf einen geeigneten, etablierten Standort 

konzentriert bleiben, der aufgrund seiner Lage an der Autobahn eine hohe Eignung aufweist. 

Andere großflächige, zusammenhängende Gewerbeflächen gibt es in der Gemeinde Bunde 
nicht. Der gewerblich geprägte Standort um die Industriestraße / Am Katjedeep liegt innerorts. 
Er ist baulich ausgeschöpft und bietet kein Erweiterungspotential. Zudem ist das 

Konfliktpotential aufgrund umliegender Wohnnutzungen hier deutlich höher, weshalb z. B. 
eine Nutzungsintensivierung an diesem Standort nicht möglich ist. Als weitere Alternative 

käme nur die Einrichtung eines neuen Gewerbestandorts in Frage. Dies wird von der 
Gemeinde jedoch nicht als zielführend erachtet und wäre hinsichtlich der Auswirkungen auf 

Natur und Landschaft in jedem Fall erheblicher. Durch den Mehraufwand an Erschließung und 
die erstmalige Belastung mit gewerbetypischen Emissionen, aber auch die unvermeidbaren 
Auswirkungen auf das Landschaftsbild wäre diese Alternative immer mit größeren 
Beeinträchtigungen für die Schutzgüter verbunden. 

Aufgrund der Ausdehnung und vorhandenen Erschließung des bestehenden Gewerbegebiets 

Bunde-West und der begrenzenden Autobahn bestehen innerhalb des Plangebiets kaum 
Möglichkeiten zur Minimierung des Eingriffs. In Angliederung an das Gewerbegebiet kann nur 
die überplante Fläche in Anspruch genommen werden. Grundsätzliche Anpassungen der Lage 
sind nicht möglich. Die gewählte räumliche Ausdehnung entspricht dem erkannten Bedarf. 

Die Gebietsgröße wurde auf die Nachfrage abgestimmt und kompakt gehalten. Die Fläche 

ermöglicht keine andere Erschließung oder Abgrenzung, die deutlich geringere Auswirkungen 
auf die Schutzgüter erwarten lässt. Es werden Ackerflächen überplant, die hinsichtlich der 
Schutzgüter Tiere und Pflanzen bereits eine eher geringe Bedeutung haben, ebenso verhält es 

sich beim Landschaftsbild. Die bestehende Ausweisung eines Suchraums für schutzwürdige 
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Böden ist großflächig und erfasst alle Flächen südlich des Bestandsgewerbegebiets. 
Planungsalternativen oder Möglichkeiten zur deutlichen Minimierung des Eingriffs sind für die 

Gemeinde daher nicht erkennbar oder umsetzbar. 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung werden Eingriffe vermieden, indem die 

randlichen Gräben zum Erhalt festgesetzt werden und indem eine randliche Eingrünung 
gegenüber der Autobahn vorgegeben wird. Weitere Vermeidungsmaßnahmen wären nur zu 

Lasten der gewerblichen Nutzbarkeit umsetzbar und würden dann zu einer größeren 
Flächeninanspruchnahme führen. 

3.2 Verringerungsmaßnahmen 
(BauGB, Anlage 1 – Nr. 2 c) 

Nachfolgend sind Minimierungsmaßnahmen aufgeführt, die auf Ebene des Bebauungsplans 
festgesetzt wurden bzw. die auf der nachgelagerten Ebene der Bauausführung 

Berücksichtigung finden sollten, um die Beeinträchtigungen der Schutzgüter zu minimieren. 

Abb. 16 Übersicht über die Minimierungsmaßnahmen 

Schutzgut Maßnahmen 

Pflanzen  Pflanzgebote zur Schaffung einer standortgerechten Eingrünung des 

Plangebiets am westlichen Gebietsrand 

Tiere  Weitgehender Erhalt der Grabenstrukturen 

 Schaffung neuer Habitatstrukturen mittels Pflanzgebot für eine Strauch-

Baum-Hecke 

 Vorhabenebene: Sicherstellung der Einhaltung der artenschutzrechtlichen 

Verbotstatbestände mittels vorhabengenau zu bestimmender Maßnahmen, 

hier insb. zum Amphibienschutz (z. B. Überprüfung der Gewässer vor 

Teilverfüllung Graben, ggf. Sicherungsmaßnahmen für Baugruben usw.) 

Fläche  Nur bedarfs- und nachfrageorientierte Flächenentwicklung, keine 

großräumige Flächenbevorratung 

Boden  Leicht geminderter Versiegelungsgrad in zwei Baufeldern 

 Erhalt von Offenbodenbereichen (Gräben, Pflanzstreifen) 

 Vorhabenebene: Berücksichtigung geeigneter Minderungsmaßnahmen vor 

Bodenverdichtung (z. B. vorhabenbezogener Bodenschutzplan) 

 Normgerechtes Bodenmanagement, Weiternutzung von anfallendem 

Oberboden sofern dies mit den vorgefundenen Böden möglich ist 

Wasser  Eine zentrale Sammlung des anfallenden Oberflächenwassers und die 

gedrosselte Ableitung in die Vorflut stellen sicher, dass Oberflächenwasser 

schadfrei in den natürlichen Wasserkreislauf zurückgeführt wird 

Luft und Klima  Vorhabenebene: Umsetzung moderner energetischer Standards, 

Berücksichtigung von z. B. Photovoltaik im Rahmen der NBauO 

Landschaftsbild  Nutzung einer unempfindlichen, vorbelasteten Fläche 

 Eingrünung entlang der westlichen Gebietsgrenze 

Mensch  Festsetzungen von flächenbezogenen Schallleistungspegeln (Schutz der 

umliegenden Bewohner vor Gewerbelärm 

 Festsetzung von Lärmpegelbereichen (Schutz der Nutzer im Plangebiet vor 

Verkehrslärm der Autobahn) 

Kultur-/ 

Sachgüter 

 Durchführung einer vorsorglichen archäologischen Prospektion, um der 

Zerstörung untertätiger Funde vorzubeugen 

Hinweis – Minderungsmaßnahmen über Festsetzungen hinaus können oft nur auf 
Ausführungsebene in Kenntnis eines konkreten Vorhabens wirksam bestimmt und umgesetzt 

werden. Dies betrifft insbesondere die Schutzgüter Tiere (Vermeidungsmaßnahmen zu den 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen) und Pflanzen, den Bodenschutz und die 
Oberflächenentwässerung. Der Umweltbericht zeigt jedoch hierfür Maßnahmen auf, die 
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prinzipiell geeignet sein können, um nachteilige Umweltauswirkungen der Planung zu 
vermeiden oder zu mindern. 

3.3 Ausgleich / Ersatz 
(BauGB, Anlage 1 – Nr. 2 c) 

Trotz der getroffenen Minimierungsmaßnahmen wird die Planung zu einem Werteverlust 
(Defizit) führen. Die nachfolgende Bilanzierung legt die Größe des zu erwartenden Defizits 

offen. 

Zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs wurde das niedersächsische Städtetagsmodell aus 
dem Jahr 2013 angewandt. Es wird sowohl die Fläche der vorbereitenden als auch die der 
verbindlichen Bebauungsplanung bilanziert. 

Die Beschreibung der Wertigkeiten vor dem Eingriff erfolgt auf Grundlage der 
vorgenommenen Erfassung der Biotoptypen im Plangebiet. In den untergeordneten 

Bereichen, in denen der benachbarte Bebauungsplan Nr. 02.23 überplant wird, werden jedoch 
die geltenden Festsetzungen als Bewertungsgrundlage herangezogen (siehe auch Kapitel 
2.1.1). 

Abb. 17 Wertigkeit vor dem Eingriff (B-Plan-Ebene) 

Bestand Biotoptypen 
Biotoptyp

* 

Wert-

faktor** 

Flächen-

größe in 

m² 

Wert-

punkte 

Acker A 1,0 36.520 36.520 

Nährstoffreicher Graben FGR 3,0 1.500 4.500 

Grünland-Einsaat GA 1,0 40 40 

Weg (Private Grünfläche) OVW 1,0 1.000 1.000 

Ruderalflur frischer bis feuchter Standorte URF 3,0 3.170 9.510 

     

Überplante Flächen des B-Plans Nr. 02.23     

Gewerbegebiet (GE), GRZ 0,7 

- Versiegelt (70%) 

- Nicht versiegelt (30%) 

   

672 

288 

 

0 

288 

Private Grünfläche mit Pflanzgebot HEA 3 640 1920 

Summe 43.830 53.778 
*  Typisierung nach Kartierschlüssel Niedersachsen 

**  Bewertung entsprechend Bedeutung für Schutzgüter gemäß Bierhals / v. Drachenfels:  

0= weitgehend ohne, 1 = sehr geringe, 2 = geringe, 3 = mittlere, 4 = hoch, 5 = sehr hoch 

Abb. 18 Wertigkeit nach Eingriff (Ebene des Flächennutzungsplanes) 

Nutzung nach städtebaulichen Grundzügen 
Biotoptyp

* 

Wert-

faktor** 

Flächen-

größe in 

m² 

Wert-

punkte 

Gewerbliche Baufläche (42.230 m²) 

- Versiegelung von bis zu 80 % 

- Nicht versiegelt 

 

X 

PZA 

 

0 

1 

 

33.784 

8.446 

 

0 

8.446 

Summe  42.230 8.446 
*  Typisierung nach Kartierschlüssel Niedersachsen 

**  Bewertung entsprechend Bedeutung für Schutzgüter gemäß Bierhals / v. Drachenfels:  

0= weitgehend ohne, 1 = sehr geringe, 2 = geringe, 3 = mittlere, 4 = hoch, 5 = sehr hoch 

Abb. 19 Wertigkeit nach Eingriff (Ebene des Bebauungsplanes mit Minimierungsmaßnahmen) 

Nutzung nach geplantem Baurecht Typ 
Wert-

faktor* 

Flächen-

größe in 

m² 

Wert-

punkte 

Wertigkeit vor 

Eingriff 

Wertigkeit nach 

Eingriff 
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Gewerbegebiet (GE), GRZ 0,8 

- Versiegelt (80%) 

- Nicht versiegelt (20%) 

 

X 

PZA 

 

0 

1 

 

8.480 

2.120 

 

0 

2.120 

Gewerbegebiet (GE), GRZ 0,7 

- Versiegelt (70%) 

- Nicht versiegelt (30%) 

 

X 

PZA 

 

0 

1 

 

14.462 

6.198 

 

0 

6.198 

Straßenverkehrsfläche OVS 0,0 2.440 0 

Öffentliche Grünfläche (Gewässerrandstreifen) GRE 2,0 4.130 8.260 

Öffentliche Grünfläche (Verkehrsgrün) PZ 1,0 650 650 

Öffentliche Grünfläche (RRB) SXZ/GRE 1,0 2.540 2.540 

Fläche für Versorgungsanlagen: Elektrizität OKZ 0 40 0 

Private Grünfläche (Pflanzfläche Autobahn) HSE 3,0 2.770 8.310 

Summe  43.830 28.078 
* Typisierung nach Kartierschlüssel Niedersachsen 

**  Bewertung entsprechend Bedeutung für Schutzgüter gemäß Bierhals / v. Drachenfels:  

0= weitgehend ohne, 1 = sehr geringe, 2 = geringe, 3 = mittlere, 4 = hoch, 5 = sehr hoch 

Die Plangebiete unterscheiden sich in ihrer Größe leicht, da der Bebauungsplan noch 
untergeordnete Teilflächen des Nachbarplans mit überplant. Dennoch lässt die 

Gegenüberstellung der Wertdefizite einen Vergleich zu. 

Der Wert vor der Planung auf Ebene des Flächennutzungsplans entspricht dem oben für den 
Bebauungsplan ermittelten Wert abzüglich der Wertigkeiten der Flächen des Nachbarplans 
(53.778-2.208 Werteinheiten = 51.570 Werteinheiten) 

Abb. 20 Saldo der Bewertung 

 Wertpunkte  

(Ebene Flächennutzungsplanung) 

Wertpunkte 

(Ebene Bebauungsplanung) 

Vor der Planung 51.570 53.778 

Nach der Planung 8.446 28.078 

Saldo -43.124 -25.700 

Auf Flächennutzungsplanebene ergibt sich ein maximal mögliches Defizit von 43.124 

Wertpunkten. Auf Ebene des Bebauungsplanes verbleibt, bei Berücksichtigung der zum Teil 

geringeren Versiegelung, dem Erhalt der Gräben und der Neuanpflanzung standortgerechter 

Gehölze, ein Wertdefizit von 25.700 Wertpunkten. Weil dieses Wertedefizit nicht durch 
weiterführende Maßnahmen innerhalb des Geltungsbereichs ausgeglichen werden kann, 

werden externe Ausgleichsflächen erforderlich. 

Die Gemeinde Bunde weist das ermittelte Wertdefizit dem gemeindlichen Flächenpool 
Wynhamster Kolk zu. Hierbei handelt es sich um einen gemeindlichen 

Kompensationsflächenpool, der mit der 35. Änderung des Flächennutzungsplans gesichert 
wurde. 

Saldo der 

Bewertung 
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Abb. 21 Lage und Abgrenzung des Kompensationsflächenpools Wynhamster Kolk 

 
LGLN 2017 

Im Rahmen vergangener Beteiligungsverfahren wurde seitens des Landkreises Leer (UNB) 
vorgebracht, dass im Flächenpool der Gemeinde Bunde „Wynhamsterkolk“ zwischen 

verfügbaren Wertpunkten für Eingriffe in den Boden und in andere Schutzgüter zu 

differenzieren sei. Es sei für die Verbuchung der Wertpunkte sinnvoll / notwendig, diese 

Aufteilung bereits in der jeweiligen Eingriffsbilanzierung von Planverfahren aufzuarbeiten. 
Eine derartige Differenzierung für die unterschiedlichen Schutzgüter bezogen auf den 

Flächenpool wird seitens der Gemeinde nicht für zielführend gehalten und von daher nicht 
vorgenommen. 

Die 35. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Bunde legt dar, dass auf einer 

Fläche von 12.000 m² der damals dort bestehende Baukörper (alte Hofstelle) abgebrochen 
wird, Bodenversiegelungen aufgehoben und Gehölze entfernt werden. Dies entspricht einer 

Aufwertung von 48.000 Wertpunkten. 

Aufgrund der positiven flächenhaften Aufwertung durch den Abbruch und die Renaturierung 

(Entfall von Ansitzmöglichkeiten, von Predatoren, Schutz der Wiesenvogelpopulation etc.) 
wird in einem Wirkradius von 25 ha zusätzlich eine Aufwertung erzielt. Dies entspricht einer 

Aufwertung von 202.000 Wertpunkten. Diese Wertpunkte können – entsprechend der 
Darlegung im Plan - verrechnet werden „sofern ein funktionaler Zusammenhang zwischen 
Eingriff und Ausgleich besteht. Grundsätzlich sind insbesondere Eingriffsvorhaben mit 

Betroffenheiten des Schutzgutes „Arten und Biotope“ (auch im Zusammenhang mit 
artenschutzrechtlich erforderlichen Kompensationsmaßnahmen) sowie in das Schutzgut 
Landschaftsbild verbuchbar. Auch Eingriffe in das Schutzgut Boden sind in einer 
Größenordnung der tatsächlich entsiegelten Fläche einschl. der Gehölzentfernung 

anrechenbar (in 4-facher Aufwertung).“ 

Das Ausgleichsmodells des Nds. Städtetags (2013), nach dem auch der Flächenpool 
Wynhamster Kolk berechnet wurde, weist jedem Biotoptyp einen spezifischen Wertfaktor zu, 
der dessen Bedeutung für die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes (Arten und 
Lebensgemeinschaften, Boden, Wasser, Klima / Luft) und das Landschaftsbild abbildet (von 

0 = weitgehend ohne Bedeutung bis 5 = sehr hohe Bedeutung). Die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes umfasst dabei mehrere Schutzgüter. 
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Anhand von Wertfaktor und Flächengröße wird eine bilanzielle Bewertung der Gebiete vor und 
nach dem Eingriff vorgenommen und so der erforderliche Kompensationsumfang bestimmt. 

Die Nutzung dieses etablierten Modells ermöglicht eine standardisierte Ermittlung des 
Ausgleichsumfangs. In Einzelfällen kann entsprechend dem Städtetagsmodell ergänzend ein 

besonderer Schutzbedarf für einzelne Schutzgüter / Funktionen bestehen, der dann jeweils 
individuell zu ermitteln und verbal-argumentativ zu bewerten ist (das ist jedoch in den 

vergangenen Planfällen der Gemeinde nicht der Fall). 

Der Flächenpool Wynhamster Kolk umfasst insgesamt 250.000 Wertpunkte (s.o.). Diese sind in 

ihrer ökologischen Wirkung ursächlich ausschließlich in dem Abbruch und der Renaturierung 
der ehemaligen Hofstätte begründet. Die im 25 ha-Radius erzielte Aufwertung wäre ohne 
diese Maßnahme nie erzielt worden. Es handelt sich somit um ein gemeinsames 

Maßnahmenpaket, das die Gemeinde im Ergebnis als einheitlichen Flächenpool betrachtet. 
Die punktuelle Maßnahme wirkt über den Umsetzungsort hinaus und schafft positive 

Auswirkungen auf weitere Schutzgüter. So entsteht eine Verschränkung zwischen den 
Effekten und die Wertpunkte können im Ergebnis nicht mehr einzelnen Schutzgütern 
zugewiesen werden. Seit der Novellierung des Bundesnaturschutzgesetzes 2010 können 
Kompensationsmaßnahmen auch gezielt bevorratet werden (Kompensationspool) und bei 

späteren Eingriffen angerechnet werden. 

Die Gemeinde hat den Flächenpool mit eben dieser Intention erstellt und hierfür den 

entsprechenden fachlichen und finanziellen Aufwand (Erwerb der Hofstelle, Abbruch, 
Verbringung des belasteten Materials, Renaturierung, umfängliche Boden- und Abfall-

Dokumentation etc.) unternommen. Die Berechnung der Wertpunkte in der 35. Änderung des 

FNP weist aus diesem Grund im Ergebnis ein Plus von insgesamt 250.000 Wertpunkten aus 

und nimmt keine weitere Differenzierung vor. 

Entsprechend der im Planfall des Bebauungsplans Nr. 02.42 „Erweiterung Gewerbegebiet 

Bunde-West“, Ortschaft Bunde vorgenommenen Eingriffsbilanzierung ergibt sich ein 

Wertpunktedefizit von 25.700 Werteinheiten. Ein besonderer (zusätzlicher) Ausgleichsbedarf 

wird im Planfall nicht erkannt. Die reguläre Ausgleichsermittlung nach dem Nds. 
Städtetagsmodell ist ausreichend, um den Eingriff fachgerecht abzugelten. Das Plangebiet 
liegt in einem typischen Landschaftsraum der Gemeinde Bunde. Es finden Eingriffe in Acker- 

und Grünlandbiotope der offenen Kulturlandschaft am heutigen Siedlungsrand statt. Die von 

der Planung ausgelösten Eingriffe betreffen ein stark miteinander vernetztes Wirkgefüge insb. 

der Schutzgüter Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima/Luft und Landschaftsbild. Die nach 
dem Ausgleichsmodell vorgenommene Bilanzierung berücksichtigt dies und ermittelt einen 

vergleichbaren, nachvollziehbaren Eingriffsumfang. Die Ausgleichsmaßnahmen im 

Flächenpool Wynhamster Kolk stehen in funktionalem Zusammenhang mit diesem Eingriff, 

da in beiden Fällen vergleichbare Lebensräume (Acker-/ Grünlandbiotope der weitgehend 
offenen Kulturlandschaft) berührt werden. 

Eine Aufteilung der Wertpunkte des Eingriffsdefizits auf unterschiedliche Schutzgüter (insb. 

gesonderte Betrachtung des Schutzgutes Boden) wird von der Gemeinde weder als 

erforderlich, noch als sinnvoll umsetzbar angesehen. Soweit Eingriffe in den typischen 
Landschaftsraum der Gemeinde ausgeglichen werden sollen, ist eine separate quantitative 
Bewertung der einzelnen Schutzgüter angesichts des komplexen Wirkgefüges weder 
ökologisch oder rechtlich geboten noch praktikabel. Die praktikable Lösung stellt vielmehr 

der zusammenfassende Ansatz des Städtetagmodells bereit. Das Wertdefizit wird deshalb 
ohne weitere Differenzierung im Kompensationsflächenpool verrechnet. Unter 
Berücksichtigung der bereits in der Vergangenheit vorgenommenen Ausgleichsmaßnahmen 

verbleiben im Pool folgende Wertpunkte: 
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Abb. 22 Umfang der verbleibenden Wertpunkte im Flächenpool Wynhamsterkolk 

 Wertpunkte 

Flächenpool „Wynhamsterkolk“ insgesamt 250.000 

Bebauungsplan Nr. 05.11 „Westlich Molkereistraße“ - 8.610 

Deutsche Bahn – Haltepunkt (Vereinbarung Gemeinde/DB) - 7.263 

Bebauungsplan Nr. 03.10 „Feuerwehrhaus“ (Bunderhee) - 10.365 

Bebauungsplan Nr. 02.42 „Erweiterung Gewerbegebiet Bunde-West“ 

(Bunde) 

- 26.611 

Im Flächenpool noch verbleibende Wertpunkte 197.151 

Die im Flächenpool verbleibenden 197.151 Wertpunkte können in anderen Planverfahren 
angerechnet werden. 

 Zusätzliche Angaben 
(§ 2 Abs. 4 BauGB, Anlage 1 - Nr. 3) 

4.1 Hinweise auf fehlende Kenntnisse 
(BauGB, Anlage 1 - Nr. 3 a) 

Die Bestandsbeschreibungen und Bewertungen beruhen neben den einschlägigen Vorgaben 
der Fachgesetze, Verordnungen und Regelwerke auf den Erhebungen vor Ort. Lücken der 

Kenntnislage, die wesentliche Unsicherheiten bei der Bestandsbeschreibung und Bewertung 

zur Folge hätten, sind nicht bekannt. 

4.2 Maßnahmen zur Überwachung 
(BauGB, Anlage 1 - Nr. 3 b) 

Die Umsetzung der jeweiligen Minimierungsmaßnahmen muss den Planvorgaben und der 

Genehmigung in Umfang und Qualität entsprechen, um eine Wirksamkeit zu gewährleisten. 
Einer systematischen Überprüfung der korrekten Umsetzung von Ausgleichsmaßnahmen 

kommt damit eine hohe Bedeutung zu. Entsprechend den gesetzlichen Grundlagen soll die 
für die Genehmigung des Eingriffes zuständige Behörde die frist- und sachgerechte 
Durchführung der Vermeidungs- sowie der festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

einschließlich der erforderlichen Unterhaltungsmaßnahmen überprüfen. 

Die Gemeinde wird eine Durchführungskontrolle der Maßnahmen zu gegebener Zeit 

durchführen. Ebenso wird nach zwei bis drei Jahren eine Wirkungs- und Funktionskontrolle 
durchgeführt. Soweit Unklarheiten oder Verstöße gegen die Auflagen für die Gemeinde 

erkennbar werden, wird die Untere Naturschutzbehörde des Landkreises in Kenntnis gesetzt 
und um Mithilfe gebeten. 

Die Einhaltung von Maßnahmen, die sich aus der Baugenehmigung ergeben bzw. die aufgrund 

geltender, übergeordneter Gesetze (z. B. Artenschutz, Bodenschutz) allgemein zu 
berücksichtigen sind, ist von allen ausführenden Parteien unabhängig der Planung jederzeit 
sicherzustellen. Der Bebauungsplan kann hierzu weder vertiefende Regelungen erlassen, 

noch erfordert dies seitens der Gemeinde spezifische Auflagen zur Überprüfung. Die 
allgemeine Aufsichtspflicht bzw. Überprüfung bei Hinweisen auf mögliche Rechtsverstöße 

obliegt den jeweiligen zuständigen Behörden. 

4.3 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

(BauGB, Anlage 1 – Nr. 3 c) 

Ziel der 34. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Bunde ist die Darstellung 
gewerblicher Bauflächen zur Erweiterung des Gewerbegebiets Bunde-West. Der parallel 

aufgestellte Bebauungsplan Nr. 02.42 trifft hierzu genaue Festsetzungen. Neben der 
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Erschließung wird in dem Bebauungsplan die Ausnutzbarkeit der Bauflächen geregelt. Es wird 
bestimmt, dass die randlichen Gräben zu erhalten sind und dass am westlichen Gebietsrand, 

parallel zur Autobahn, Gehölze anzupflanzen sind. 

Die Planung ermöglicht folgende Auswirkungen auf die Schutzgüter von Natur und 

Landschaft: 

• Tiere und Pflanzen – Es werden Ackerflächen überplant, denen keine 

überdurchschnittliche Bedeutung zukommt. Die am Rand gelegenen Gräben werden 
bis auf ein kleines Teilstück erhalten. Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen treten damit 

nicht in deutlichem Umfang auf. Es kann bei der Umsetzung von Bauarbeiten mittels 
Schutzmaßnahmen sichergestellt werden, dass keine Verbotstatbestände nach 

Naturschutzrecht ausgelöst werden. 

• Fläche – Es werden knapp über 4 ha Ackerfläche überplant, die zukünftig nicht mehr für 

die landwirtschaftliche Nutzung zur Verfügung stehen. Das Areal kann in Folge der 

Planung zum ersten Mal bebaut werden. 

• Boden – Da für die Gewerbenutzungen ein hoher Versiegelungsgrad der Flächen 
festgesetzt wird, ergeben sich deutliche Beeinträchtigungen für den Boden und die 

natürlichen Bodenfunktionen. Im Gebiet sind Böden mit besonderen 

Standorteigenschaften (extrem nasse Böden) verzeichnet, denen besondere Potentiale 

für die Entwicklung natürlicher Vegetation zugesprochen werden. Mit der Überplanung 

entfällt diese Funktion, die allerdings schon heute durch die landwirtschaftliche 
Nutzung und Entwässerung beeinträchtigt war bzw. keine natürliche Entwicklung 

erwarten ließ. 

• Wasser – Da die Planung Bebauung und Versiegelung ermöglicht, wird der natürliche 
Wasserabfluss des Gebiets beeinträchtigt. Es wurde ein 

Oberflächenentwässerungskonzept erstellt, das zunächst geprüft hat, ob eine 
Versickerung im Plangebiet möglich ist. Da das Grundwasser sehr hoch ansteht und die 
Böden nur schwer wasserdurchlässig sind, stellt dies keine Option zur Entwässerung 

der Fläche dar. Alternativ zeigt das Konzept auf, dass ein Regenrückhaltebecken 
angelegt werden kann, dem das Wasser der Bau- und Verkehrsflächen zugeleitet wird. 
Hier kann eine Vorbehandlung stattfinden, bevor das Wasser gedrosselt in den 

angrenzenden Graben abgleitet und damit in den natürlichen Wasserkreislauf 

zurückgeführt wird. Die an das Gebiet angrenzenden Gräben werden in den 
Bebauungsplan aufgenommen und so dauerhaft geschützt. Ein untergeordneter 
Teilabschnitt im Nordwesten wird überplant. 

• Luft und Klima – Jede neue Flächeninanspruchnahme ist als klimawirksam zu 
bewerten. Das Plangebiet lässt aber keine spezifischen Auswirkungen auf die 

Nachbarschaft oder das Klima der Gemeinde Bunde erwarten. Es ist in einem Bereich 

verortet, der mit der Autobahn und dem angrenzenden Gewerbegebiet Vorbelastungen 
(z. B. Feinstaub) ausgesetzt ist, so dass mögliche weitere Emissionen auf einen eher 
unempfindlichen Bereich konzentriert werden. 

• Landschaftsbild – Mit dem benachbarten Gewerbegebiet und der Autobahn bestehen 
deutliche Vorbelastungen für das Landschaftsbild. Die Planung konzentriert sich auf 
Bereiche, die für das Landschaftsbild keine hohe Bedeutung haben. Mit einer 
Eingrünung am westlichen Gebietsrand wird die Sichtbarkeit der neuen Bauvorhaben 
abgemindert. 

• Mensch – Mit einer schalltechnischen Untersuchung wurde überprüft, ob durch 
Gewerbelärm für die umliegenden Bewohner erhebliche Störungen zu erwarten sind. 
Zudem wurde ermittelt, ob der Verkehrslärm der Autobahn im Gebiet selbst zu 



 Umweltbericht zur 34. Änderung des Flächennutzungsplanes und zum  

Gemeinde Bunde  Bebauungsplan Nr. 02.42 „Erweiterung Gewerbegebiet Bunde-West“ Ortschaft Bunde 39 von 40 

 

relevanten Störungen führen kann. Basierend auf diesen Untersuchungen werden 
Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen: Für die Gewerbegebiet wird 

verbindlich bestimmt, wie laut Nutzungen sein dürfen (flächenbezogene 
Schallleistungspegel). Der Wert ist so bemessen, dass an allen umliegenden 

Bestandslagen die Richtwerte eingehalten werden. Zum Schutz vor Verkehrslärm im 
Plangebiet werden Festsetzungen getroffen, die vorschreiben, dass die Außenbauteile 

der Gebäude (z. B. Fenster) bestimmte Anforderungen zum Schallschutz einhalten 
müssen, so dass in den Gebäuden selbst gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

sichergestellt sind. Überprüft wurde auch, ob durch landwirtschaftliche Gerüche 
Beeinträchtigungen entstehen, dies ist jedoch nicht der Fall. 

• Kultur- und Sachgüter – Die Planung wirkt sich nicht in besonderer Weise auf Kultur- 

und Sachgüter aus. Mittels einer archäologischen Prospektion wurde das Plangebiet auf 
eventuelle Vorkommen archäologischer Funde überprüft. Dabei wurden keine Funde 

gemacht und es ergaben sich keine Hinweise auf eine besondere Bedeutung des 
Gebiets. 

In der Gesamtbetrachtung bleiben die Auswirkungen der Planung in einem üblichen Rahmen. 
Da eine vorbelastete Fläche überplant wird (Autobahn, Gewerbegebiet Bunde-West), werden 

mögliche neue Belastungen an einer Stelle gebündelt und nicht auf neue, bislang unbelastete 

Gemeindebereiche verteilt. 

Die unvermeidbaren Beeinträchtigungen (insbesondere für Tiere und Pflanzen und für den 
Boden) werden nach dem anerkannten Ausgleichsmodell des Niedersächsischen Städtetags 

erfasst und bilanziell bewertet. Das so ermittelte sog. Wertdefizit zeigt auf, in welchem 

Umfang Ausgleichsmaßnahmen umzusetzen sind, also an anderer Stelle z. B. durch 

Herstellung von Naturschutzflächen Aufwertungen erfolgen müssen. Hierzu findet eine 

Verrechnung mit dem gemeindlichen Kompensationsflächenpool „Wynhamster Kolk“ statt. 
Die Gemeinde hat hier naturschutzfachliche Aufwertungsmaßnahmen umgesetzt (Abriss 

einer Hofstelle, Herrichtung der Fläche entsprechend ökologischer Kriterien) und so 
Wertpunkte generiert, die für Planungen zum Ausgleich genutzt werden können. 

Referenzliste der Informationsquellen 
(BauGB, Anlage 1 – Nr. 3 d) 

Es wurden folgende Informationsquellen benutzt: 

 Ingenieurbüro für Energietechnik und Lärmschutz IEL – Schalltechnische 

Stellungnahme im Rahmen der Bauleitplanung für die Aufstellung des B-Planes Nr. 

02.42 „Erweiterung Gewerbegebiet Bunde-West“, Gemeinde Bunde, Bericht-Nr.: 5380-
25-L1, 26.06.2025 

 Rasteder Erdbaulabor GmbH und Co. KG: Geotechnischer Bericht Erweiterung 
Gewerbegebiet „Bunde-West“, Projekt-Nr. 25.192, 23.05.2025 

 Böker und Partner: Erweiterung des Gewerbegebiet Bunde-West, Abfallrechtliche und 

bodenschutzrechtliche OU Stellungnahme, 17.06.2025 

 IST Ingenieurbüro Straßen- & Tiefbau: Oberflächenentwässerungskonzept Erweiterung 
Gewerbegebiet Bunde-West, Juli 2026 

 Ostfriesische Landschaft: Projektbericht, Akt.Nr. OLAD 2025_037, Fst.Nr.: 2809/2:35, 

Bundeneuland, Ort: Bunde-West 20 

 Bitek Bergungsdienst GmbH: Kurzbericht/Dokumentation Kampfmittelräumung Bunde 
West, 26831 Bunde, 26.09.2025 

 Bitek Bergungsdienst GmbH, Bestätigung der Kampfmittelfreiheit nach DIN 18299 und 

18323 VOB/C, Projekt-Nr. BITEK 0067-25 / LGLN RS Nr. RS-2025-02477 
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 Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der 
Bauleitplanung, Niedersächsischer Städtetag, 2013 

 Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen, Olaf v. Drachenfels, 2021 

 Umweltkarten Niedersachsen, URL: https://www.umweltkarten-niedersachsen.de 

 NIBIS-Kartenserver, URL: https://nibis.lbeg.de/ 

 Verkehrsmengenkarte Niedersachsen, niedersächsische Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr (NLStBV), 2021 

 Landschaftsrahmenplan (LRP), Landkreis Leer, erstellt durch Arbeitsgemeinschaft 
Planungsgruppe Umwelt, Planungsgemeinschaft LaReG GbR, Hannover, 
Neuaufstellung 2021 

 Regionales Raumordnungsprogramm (RROP), Landkreis Leer, 2024 

 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG): GeoBerichte Nr. 8 Schutzwürdige 
Böden in Niedersachsen, 2019; Kapitel 4.3 Böden mit hoher naturgeschichtlicher 
Bedeutung 

 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG): GeoBerichte Nr. 26 
Bodenfunktionsbewertung auf regionaler und kommunaler Ebene, 2020 
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